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Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt 
Bremen für das Haushaltsjahr 2008 

Vom 15. April 2008

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bür-
gerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz: 

§ 1

Feststellungsklauseln 

(1) Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008
wird in Einnahme und Ausgabe auf 4 720 035 830 Euro,
die Verpflichtungsermächtigungen werden auf 
372 026 570 Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird
diesem Gesetz als Anlage beigefügt. 

(2) Das im Stellenplan für das Haushaltsjahr 2008
für den Personalhaushalt ausgewiesene Stellenvolu-
men wird auf 7587 festgesetzt. Der Stellenindex be-
trägt 1,17. Für die Sonderhaushalte wird das Stellen-
volumen auf 2609 und der Stellenindex auf 1,45 fest-
gesetzt. Daneben werden für 

den Personalhaushalt 271, 

die Sonderhaushalte 574 

und die Betriebe nach § 26 
der Landeshaushaltsordnung 312 

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. 

§ 2

Produktgruppenhaushalt 

(1) Neben dem nach den allgemeinen Vorschriften
des Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Landes-
haushaltsordnung aufgestellten Haushalt ist im Sinne
von § 7a der Landeshaushaltsordnung ein leistungs-
bezogener Haushalt für das Land und die Stadtge-
meinde Bremen aufgestellt worden. Dieser Haushalt
ordnet den aufgabenbezogenen Budgets verbindliche
Finanz-, Personal- und Leistungsziele in Art und Um-
fang zu (Produktgruppenhaushalt). 

(2) Der Produktgruppenhaushalt gliedert sich in
Produktpläne, Produktbereiche und Produktgruppen. 

(3) Für den Vollzug des Produktgruppenhaushalts
gelten die Ermächtigungen dieses Gesetzes ausschließ-
lich für die Einnahmen und Ausgaben im Haushalt des
Landes. 

§ 2a

Einhaltung des vorgegebenen Rahmens 

(1) Im Haushaltsvollzug ist sicherzustellen, dass 

1. die in den Haushaltsgesetzen des Landes, der
Stadtgemeinde Bremen und Stadt Bremerhaven
enthaltenen Kreditermächtigungen nicht über-
schritten sowie 

2. die in der Finanzplanung vorgegebenen Ziele
für den Stadtstaat, die der Bremischen Bürger-
schaft im Rahmen der Haushaltsberatungen für
die Jahre 2008 und 2009 übermittelt wurden,
eingehalten werden. 

(2) Die Senatorin für Finanzen wird aufgefordert, im
Falle einer drohenden Überschreitung dem Haus-
halts- und Finanzausschuss unverzüglich zu berichten
und geeignete Steuerungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen einzuleiten. 

§ 3

Verantwortlichkeiten 

(1) Die Fach-, Personal- und Finanzverantwortung
einschließlich der Verantwortung im Sinne von § 9 der
Landeshaushaltsordnung für die Erledigung der Auf-
gaben der bremischen Verwaltung werden zusam-
mengeführt. Für die Verantwortungsebenen Produkt-
plan, Produktbereich und Produktgruppe sind die ver-
antwortlichen Personen der Senatorin für Finanzen zu
benennen. 

(2) Die Befugnis zur Einwilligung bei der Einstel-
lung und Versetzung von Beamten und Richtern in
den Dienst der Freien Hansestadt Bremen nach § 48
der Landeshaushaltsordnung wird von der Senatorin
für Finanzen auf die für einen Produktplan verant-
wortliche Person übertragen. Versorgungslasten für
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die nach Satz 1 ernannten Beamten und Richter, die
für Zeiten vor der Ernennung vom Dienstherrn zu tra-
gen sind, sind im Rahmen des dezentralen Personal-
budgets zu erwirtschaften. 

(3) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, wei-
tere Verfahrensregelungen zu treffen. 

§ 4

Deckungsfähigkeiten 

(1) Die Regelungen zur Deckungsfähigkeit der Mit-
tel in § 20 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung werden
für das Haushaltsjahr 2008 aufgehoben. 

(2) Auf der Grundlage von § 20 Abs. 2 der Landes-
haushaltsordnung sind innerhalb einer Produktgruppe
gegenseitig deckungsfähig 

1. die nicht übertragbaren Ausgaben der 
Gruppen 422 und 428, 

2. die sonstigen nicht übertragbaren Ausgaben der
Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Gruppe 441, 

3. die Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und die
konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985, 

4. die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 und die
investiven Ausgaben der Gruppe 985. 

(3) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungs-
fähigkeit nach Absatz 2 sind diejenigen Ausgaben, für
die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist. 

(4) Die Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit
für Baumaßnahmen der Hauptgruppe 7 gilt nur für
nach § 36 in Verbindung mit § 54 der Landeshaushalt-
sordnung freigegebene Maßnahmen, bei denen der
Kostenrahmen nicht überschritten wird. Gleiches gilt
sinngemäß für Zuschüsse zu Baumaßnahmen, die über
die Hauptgruppe 8 oder die Gruppe 985 abgewickelt
werden. 

§ 5

Investitionsausgaben

Im Sinne von Artikel 131a der Landesverfassung
dürfen die bei den Hauptgruppen 7 und 8 sowie bei
der Gruppe 985 investiv veranschlagten Ausgaben
grundsätzlich nur für investive Zwecke im Sinne von 
§ 13 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung
verausgabt werden. Etwaige Ausnahmen bedürfen
des Einvernehmens mit der Senatorin für Finanzen. 

§ 6

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen, 
Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Die Personen, die für eine Produktgruppe ver-
antwortlich sind, werden ermächtigt, 

1. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei
den Hauptgruppen 7 und 8 und den investiven
Ausgaben der Gruppe 985 zulasten von Ausga-
ben der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppe 985 nachzubewilli-
gen, 

2. alle übrigen produktgruppeninternen Nachbe-
willigungen bis zur Höhe von 100 000 Euro im
Einzelfall vorzunehmen; ausgenommen hiervon
sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen
4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben
der Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben
der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investi-
ven Ausgaben der Gruppe 985, 

3. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung
des Stellenvolumens und des Stellenindexes
Veränderungen bei Planstellen bis Besoldungs-
gruppe A 14 sowie bei planmäßigen Stellen bis
Entgeltgruppe 14 Tarifverträge für den öffentlichen
Dienst (TvL und TvÖD) vorzunehmen, soweit
das Finanzvolumen der Maßnahme 100 000 Euro
im Jahr nicht überschreitet; in allen anderen Fäl-
len ist die Zustimmung des zur Einrichtung,
Streichung und Hebung von Planstellen und
Stellen ermächtigten Haushalts- und Finanzaus-
schusses erforderlich; die Ermächtigung nach
Satz 1 und 2 schließt ein, Planstellen und Stellen
in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausga-
ben dauerhaft eingespart werden, 

4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer
gesicherten Refinanzierung Planstellen und Stel-
len für Arbeitnehmer in fachlich gebotener Menge
und Struktur einzurichten; die Ermächtigung gilt
sinngemäß für die Personen, die für Betriebe der
Freien Hansestadt Bremen nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung oder Stiftungen des 
öffentlichen Rechts verantwortlich sind, soweit
diese nicht als Produktgruppe im Produktgrup-
penhaushalt geführt werden; ein etwaiges Zu-
stimmungserfordernis des jeweiligen Aufsichts-
gremiums bleibt hiervon unbenommen. 

(2) Die Personen, die für einen Produktbereich ver-
antwortlich sind, werden ermächtigt, Nachbewilligun-
gen innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Höhe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen; ausgenom-
men hiervon sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5
und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Aus-
gaben der Gruppe 985. 

(3) Die Personen, die für einen Produktplan verant-
wortlich sind, werden ermächtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktplans bis zur Höhe von 
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen; ausgenom-
men hiervon sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5
und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Aus-
gaben der Gruppe 985. 



(4) Soweit im Rahmen der Ermächtigungen nach
Absatz 1 Nr. 1 und 2, Absatz 2, 3 und 5 längerfristige
Verpflichtungen, die über die Ermächtigungen nach 
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, ein-
gegangen werden sollen, ist die Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich. 

(5) Die Ermächtigungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 4,
Absatz 2 und Absatz 3 gelten auch für produktgrup-
peninterne, produktgruppenübergreifende sowie pro-
duktbereichsübergreifende Nachbewilligungen mit
Deckung aus bereits erzielten Mehreinnahmen, so-
weit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von
Mindereinnahmen an anderer Stelle des Produktplans
dienen müssen. 

(6) Für produktgruppenübergreifende sowie pro-
duktbereichsübergreifende Nachbewilligungen von
nicht übertragbaren Ausgaben zwischen den Grup-
pen 422 und 428 gelten die Regelungen der Absätze 2
und 3. Dies schließt die Ermächtigung ein, Planstellen
und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des
Produktplans bis zu einem Finanzvolumen von 
100 000 Euro zu verlagern. 

(7) Die für die jeweiligen Produktbereiche Verant-
wortlichen werden ermächtigt, Sperren nach § 22 der
Landeshaushaltsordnung gemäß § 36 der Landeshaus-
haltsordnung für solche Baumaßnahmen aufzuheben,
deren Gesamtkosten 500 000 Euro nicht überschrei-
ten. 

(8) Die für die jeweiligen Produktbereiche Verant-
wortlichen werden ermächtigt, veranschlagte Ver-
pflichtungsermächtigungen für in sich abgeschlossene
Maßnahmen mit einem Gesamtbetrag von bis zu 
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im
Rahmen des nächstjährigen Haushalts oder in der gel-
tenden Finanzplanung gesichert ist. 

(9) Die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 bis 3
und Absatz 6 gelten nur, soweit die Leistungsziele
nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch
die Regelungen der Absätze 1 bis 9 unberührt. 

(11) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die
nach den Absätzen 1 bis 9 erforderlichen Verfahrens-
regelungen zu treffen. 

§ 7

Planungssicherheit

(1) Aus Gründen der Planungssicherheit stehen für
den Bereich der konsumtiven Ausgaben (Hauptgrup-
pen 5 und 6 und Gruppe 985) und für den Bereich der
investiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und
Gruppe 985) für den Gesamthaushalt jeweils 95 vom
Hundert der Anschläge zur Verfügung. Der Senat wird
ermächtigt, in diesem Rahmen die Anteilsätze der Pro-
duktbereiche auf der Grundlage von Verpflichtungs-
graden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffs-
rechte des Senats nach § 41 der Landeshaushaltsord-
nung eingeschränkt. 

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis
spätestens 15. Oktober, allgemeine Haushaltsver-
schlechterungen ergeben, die Bewirtschaftungsmaß-
nahmen nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erfor-
derlich machen, sind diese aus den im Gesamthaus-
halt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren. 

(3) Sofern der Senat seine Ermächtigung nach Ab-
satz 1 in Anspruch nimmt, ist der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss über die sich daraus ergebenden An-
passungen der im Produktgruppenhaushalt vereinbar-
ten Personal- und Leistungsziele zu unterrichten. Die
Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, das nähere
Verfahren zu regeln. 

§ 8

Übertragbarkeiten

Nach § 19 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung wer-
den die Ausgaben der Gruppe 441, der Hauptgruppen 5
und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985
für übertragbar erklärt. Die Übertragbarkeit gilt nicht,
sofern sie durch Haushaltsvermerk ausgeschlossen ist.
Eine Übertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben
zum Ausgleich von Mehrausgaben oder von Minder-
einnahmen herangezogen werden müssen. 

§ 9

Rücklagenbildung

(1) Die am Ende des Haushaltsjahres nicht ver-
brauchten nicht übertragbaren Personalausgaben so-
wie erzielte allgemeine Mehreinnahmen einer Pro-
duktgruppe, die nicht zum Ausgleich etwaiger Min-
dereinnahmen bzw. unabweisbarer Mehrausgaben in-
nerhalb des Produktplanes heranzuziehen sind, dür-
fen einer Rücklage innerhalb eines Produktplanes zu-
geführt werden. Die Feststellung der Höhe der infrage
kommenden Rücklagenzuführung bedarf nach Ab-
stimmung mit der Senatorin für Finanzen der Zustim-
mung des Haushalts- und Finanzausschusses. 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, über die in Absatz 1 enthaltenen Regelun-
gen hinaus weitergehenden Rücklagenbildungen zu-
zustimmen. 

(3) Soweit für einzelne Produktpläne Rücklagen ge-
bildet worden sind, dürfen diese entsprechend den
Regelungen des § 6 Abs. 3 für Zwecke des jeweiligen
Produktplanes genutzt werden. Die Verwendung die-
ser Mittel für die Einstellung unbefristeten Personals
ist nicht zulässig. 

§ 10

Rücklage für Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Angestellten ent-
standenen und die künftig bei Verbeamtungen oder
durch Umwandlung von Stellen für Angestellte in
Planstellen für Beamte noch entstehenden Entlas-
tungseffekte bei den Dienstbezügen, den Versor-
gungszuschlägen bei refinanzierter Beschäftigung
und den Versorgungsumlagebeträgen ausgegliederter
Einrichtungen sowie durch die Senatorin für Finanzen
festgestellte Minderausgaben bei den Gruppen 422
und 428, die aus Teilzeitbeschäftigung nach § 71b des
Bremischen Beamtengesetzes oder nach dem Tarifver-
trag zur Regelung der Altersteilzeit vom 5. Mai 1998
resultieren, sind als Rückstellungen der Anstalt zur
Bildung einer Rücklage für Versorgungsvorsorge der
Freien Hansestadt Bremen zuzuführen. 

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschäfti-
gung abzuführende Versorgungszuschlag beträgt bei
Beamten und Richtern 30 vom Hundert der Besol-
dungsaufwendungen und bei ruhelohnanwartschafts-
berechtigten Arbeitnehmern 14,29 vom Hundert des
Arbeitnehmerbruttos. 
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(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Ein-
richtungen des Landes für die bei ihnen tätigen Be-
schäftigten zu leistende Versorgungsumlage beträgt
bei Beamten und Richtern 35 vom Hundert der Besol-
dungsaufwendungen und bei ruhelohnanwartschafts-
berechtigten Arbeitnehmern 14,29 vom Hundert des
Arbeitnehmerbruttos. 

(4) Zum Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteil-
zeit werden die gebildeten Rückstellungen bei der
Anstalt zur Bildung einer Rücklage für Versorgungs-
vorsorge der Freien Hansestadt Bremen im Rahmen
der Veranschlagung in den Folgejahren in den Haus-
halt zurückgeführt; im Umfang dieser Rückführung
können nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 6
Abs. 5 refinanzierte Planstellen und Stellen eingerich-
tet werden. 

(5) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, das
nähere Verfahren zu regeln. 

§ 11

Sonderhaushalte

(1) Die Mittel des Landesuntersuchungsamtes für
Chemie, Hygiene und Veterinärmedizin werden netto
ausgewiesen. Der Haushalt des Landesuntersuchungs-
amtes für Chemie, Hygiene und Veterinärmedizin
(Kapitel 2525) ist als Erläuterung zur Nettoveranschla-
gung Bestandteil des Haushaltsplans. Für diese Ein-
richtung werden Rücklagen im Sonderhaushalt gebil-
det. 

(2) Die aus der Darlehensgewährung nach dem
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) resul-
tierenden Einnahmen und Ausgaben werden netto
ausgewiesen. Der Haushalt für BAföG-Darlehen 
(Kapitel 2524) ist als Erläuterung zur Nettoveranschla-
gung Bestandteil des Haushaltsplans. Im Haushalt für
BAföG-Darlehen dürfen keine Rücklagen gebildet
werden. 

§ 12

Unterjähriges Controlling/Berichtswesen/Vollzug
der Sondervermögen nach § 26 Landeshaushalts-

ordnung

(1) Ziel des unterjährigen Controllings ist es, auf der
Grundlage des Produktgruppenhaushalts unter Ein-
beziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugrei-
fen, soweit diese von finanzieller, personalwirtschaft-
licher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei
Abweichungen rechtzeitig Gegensteuerungsmaßnah-
men einzuleiten und Vorschläge zur Einhaltung des
Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungs-
ziele aufzuzeigen. 

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und
Finanzausschuss auf den Ebenen des Gesamthaus-
halts, der Produktbereiche und Produktpläne sowie
für die Betriebe, sonstigen Sondervermögen, Beteili-
gungen und Zuwendungsempfänger periodisch Be-
richte vorzulegen. Für den Investitionsbereich des
Haushalts sind dabei auch sämtliche Vorbelastungen
künftiger Haushaltsjahre – nach Jahren getrennt – dar-
zustellen. Im Übrigen wird der Haushalts- und Finanz-
ausschuss ermächtigt, Form, Inhalt und Periodizität
des Berichtswesens festzulegen. 

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haus-
halts- und Finanzausschusses bleibt von dem Berichts-
wesen nach den Absätzen 1 und 2 unberührt. Der
Haushalts- und Finanzausschuss wird ermächtigt, zum
Vollzug der Wirtschaftspläne der Betriebe und sonsti-
gen Sondervermögen nach § 26 Landeshaushaltsord-
nung das nähere Verfahren zu regeln. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die
zur Realisierung eines, alle Einrichtungen des Landes
umfassenden Personalmanagements und -controllings
erforderlichen Daten im Datenbanksystem PuMa (Per-
sonalverwaltung und Management) zu verarbeiten.
Dies schließt die der Budgetierung zugrunde liegen-
den Daten, Daten über krankheitsbedingte Fehlzei-
ten, zum Arbeitsschutz und nach dem Landesgleich-
stellungsgesetz ein. Hierzu gehört auch die Unterstüt-
zung des dezentralen Personalcontrollings und der de-
zentralen Personal- und Stellenverwaltung einschließ-
lich Gehaltssachbearbeitung. Die in Absatz 2 genann-
ten Einrichtungen der Freien Hansestadt Bremen, de-
ren Personaldaten im Rahmen des Datenbanksystems
PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfügung stehen,
sind verpflichtet, der Senatorin für Finanzen diese pe-
riodisch und automatisiert zur Verfügung zu stellen.
Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die hierzu
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen. 

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch
die Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt. 

§ 13

Sonstige Ermächtigungen des Haushalts- und 
Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, wesentliche Änderungen der im Produkt-
gruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu be-
schließen. 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird darü-
ber hinaus ermächtigt, 

1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rah-
men von Deckungsmöglichkeiten im laufenden
Haushaltsjahr zu beschließen, 

2. anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächti-
gungen andere (über- oder außerplanmäßige)
Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen, 

3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fällen zuzu-
lassen, in denen ein unmittelbarer Zusammen-
hang zwischen Einnahmen und Ausgaben be-
steht, 

4. die erforderlichen Stellenplanänderungen vor-
zunehmen, die sich ergeben aus 

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf
dem Gebiet des Personalrechts, die für die
Freie Hansestadt Bremen verbindlich sind, 

b) etwaigen Änderungen des bremischen Besol-
dungs- und Laufbahnrechts, 

c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz, 

d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz, 

Voraussetzung ist, dass ein unabweisbarer Be-
darf ein Hinausschieben bis zur Verkündung des
nächsten Haushaltsgesetzes ausschließt, 



5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haus-
halts umzusetzen und in Fällen der Umsetzung
zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt
in dem aufnehmenden Haushalt entsprechende
Planstellen und Stellen neu zu schaffen und die
in dem abgebenden Haushalt nicht mehr
benötigten Planstellen und Stellen zu streichen, 

6. alle mit der Gründung von Betrieben nach § 26
Abs. 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung ver-
bundenen haushaltsmäßigen Umsetzungen vor-
zunehmen, 

7. Ausgabebeschränkungen unter Berücksichti-
gung der Regelungen nach § 7 festzulegen, die
zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen;
dazu kann insbesondere das den Ressorts zur
Verfügung stehende Haushaltsvolumen be-
grenzt und der Liquiditätsabfluss zeitlich einge-
schränkt werden. 

(3) Die aufgrund der Ermächtigungen in § 13 des
Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen für
das Haushaltsjahr 2007 durch den Haushalts- und
Finanzausschuss beschlossenen Stellenplanänderun-
gen und die für das Haushaltsjahr 2007 ohne Befris-
tung bewilligten Stellen gelten auch für das Haus-
haltsjahr 2008. 

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, die Deckungsfähigkeiten nach § 4, die
Übertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Be-
fugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von
Verpflichtungsermächtigungen nach § 6, die Über-
tragbarkeiten nach § 8 sowie die Möglichkeit zur
Rücklagenbildung nach § 9 gegebenenfalls im Einzel-
fall zu begrenzen oder aufzuheben. 

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, zur Sicherung der Personalhaushalte für
Produktpläne gegebenenfalls 

1. einen Beförderungsstopp, 

2. einen Einstellungsstopp, 

3. die Rücknahme dezentraler personalwirtschaft-
licher Befugnisse 

zu beschließen. Er kann die Personalhaushalte für Pro-
duktpläne in Teilen oder in Gänze zu Personalüber-
hangbereichen erklären, in denen fluktuationser-
höhende und mobilitätsfördernde Instrumente bis hin
zum dienststellenübergreifenden Personaleinsatz aus-
zuschöpfen sind. 

§ 14

Kreditermächtigungen 

(1) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur
Höhe von 2 117 798 280 Euro aufzunehmen, 

2. Kredite zur Tilgung von Schulden, für die Aus-
gaben im Kreditfinanzierungsplan nicht vorge-
sehen sind, aufzunehmen, 

3. ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff auf
die Kreditermächtigung des nächsten Haus-
haltsjahres Kredite bis zur Höhe von 6 vom Hun-
dert des in § 1 Abs. 1 festgestellten Betrages der
Einnahme und Ausgabe aufzunehmen; die da-

nach aufgenommenen Kredite sind auf die 
Kreditermächtigungen des nächsten Haushalts-
jahres anzurechnen. 

(2) Zur Finanzierung des Kapitaldienstfonds nach
dem Gesetz über die Errichtung des Bremer Kapital-
dienstfonds dürfen nach Maßgabe des Wirtschaftsplans
dieses Fonds Kredite in Höhe von bis zu 24 352 000 Euro
aufgenommen werden. Zur Projektfinanzierung von
Maßnahmen, die in den Vorjahren beschlossen, je-
doch noch nicht realisiert werden konnten und bei de-
nen die ursprüngliche Kreditermächtigung durch Zeit-
ablauf verfallen ist, kann der Bremer Kapitaldienst-
fonds Kredite in Höhe von bis zu 33 000 000 Euro auf-
nehmen. 

(3) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, zum
Zwecke einer gemeinsamen Kreditaufnahme für das
Haushaltsjahr 2008 

1. die nach dem Haushaltsgesetz der Freien Han-
sestadt Bremen (Stadtgemeinde), 

2. die nach dem Haushaltsgesetz der Stadtgemeinde
Bremerhaven, 

3. die nach Absatz 2 für den Bremer Kapitaldienst-
fonds 

aufzunehmenden Kredite als eigene Schulden mit zu
übernehmen. Die nach Satz 1 übernommenen Kredite
wachsen dem Kreditrahmen nach Absatz 1 Nr. 1 zu.
Die Freie Hansestadt Bremen darf diesen erhöhten
Kreditrahmenteil nur für die Finanzierung der mit
übernommenen Kredite in Anspruch nehmen. In Höhe
der aufgrund der Ermächtigung nach Nummer 1
durch die Freie Hansestadt Bremen mit übernomme-
nen Kredite wird die Freie Hansestadt Bremen (Stadt-
gemeinde) Mitschuldner. Im Verhältnis zur Freien
Hansestadt Bremen tragen die Freie Hansestadt Bre-
men (Stadtgemeinde), die Stadtgemeinde Bremerha-
ven, ihre Sondervermögen und Betriebe sowie der
Bremer Kapitaldienstfonds die Zins- und Tilgungsleis-
tungen sowie weitere Kreditkosten für die ihnen zuzu-
rechnenden Kreditanteile. Entsprechendes gilt für er-
gänzende Verträge im Sinne des Absatzes 4 Satz 2 
und 3. 

(4) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der
Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnis-
sen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu
bestimmen. Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann
die Senatorin für Finanzen auch ergänzende Verein-
barungen treffen, die der Steuerung von Zinsände-
rungs- und Währungsrisiken sowie der Erzielung güns-
tiger Konditionen und ähnlichen Zwecken bei beste-
henden Schulden, neuen Krediten sowie Anschluss-
finanzierungen für im Finanzplanzeitraum fällig wer-
dende Tilgungen dienen. Die Höchstgrenze für derar-
tige Vereinbarungen ist auf den vierfachen Betrag des
in Absatz 1 Nr. 1 genannten Betrages begrenzt. Erhal-
tene Prämien aus Abschluss und Auflösungen von De-
rivaten sind über die (Rest-)Laufzeit einer Zinsaus-
gleichsrücklage zuzuführen. 

(5) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Kassenverstärkungskredite bis zu 12 vom Hundert des
in § 1 Abs. 1 festgestellten Betrages der Einnahme und
Ausgabe aufzunehmen. Dieser Betrag erhöht sich um
die noch nicht aufgenommenen Darlehen am Kredit-
markt nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sowie ab 1. Oktober
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2008 um 4 vom Hundert des in § 1 Abs. 1 festgelegten
Betrages der Einnahme und Ausgabe. Für Geschäfte,
die den gleichzeitigen Ver- und Rückkauf von Wertpa-
pieren beinhalten, können zusätzlich Kassenverstär-
kungskredite bis zur Höhe der in Satz 1 enthaltenen
Ermächtigung aufgenommen werden. Auf die Kredit-
ermächtigung sind die Beträge anzurechnen, die auf-
grund von Ermächtigungen früherer Haushaltsgesetze
aufgenommen sind. 

(6) Bei Diskontpapieren ist nur der Nettobetrag auf
die Kreditermächtigung anzurechnen. 

(7) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Darlehen bis zur Höhe von 868 000 Euro zur Finanzie-
rung investiver Zwecke des Sondervermögens „Im-
mobilien und Technik des Landes Bremen“ (SVIT-L)
zulasten des Sondervermögens nach § 26 der Landes-
haushaltsordnung aufzunehmen. 

(8) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Kredite zur Deckung überplanmäßiger Tilgung von
Schulden des in Absatz 2 genannten Kapitaldienst-
fonds und des in Absatz 7 genannten Sondervermö-
gens aufzunehmen, soweit keine planmäßige Tilgung
gemäß Wirtschaftsplan vorgesehen ist. Für die Er-
mächtigungen nach Absatz 7 und Satz 1 gilt § 18 Abs. 3
der Landeshaushaltsordnung entsprechend. 

§ 15

Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte
Ausgaben für Baumaßnahmen gelten als entsperrt. 

(2) In Höhe der in den Vorjahren erteilten Verpflich-
tungsermächtigungen gelten die entsprechenden
Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des § 22 der
Landeshaushaltsordnung fallen, als entsperrt. 

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch
genommene Verpflichtungsermächtigungen, die aus
Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht
abgedeckt werden können, gelten fort. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses nicht benötigte Ausgaben zu sperren, 

2. in Höhe vorjähriger Verlustvorträge Beträge bei
den konsumtiven Ausgaben zu sperren oder
zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen, 

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur
Höhe von 100 000 Euro im Rahmen von
Deckungsmöglichkeiten einschließlich damit
verbundener oder für sich erforderliche Verän-
derungen bei den Beschäftigungszielzahlen,
dem Stellenvolumen und dem Stellenindex vor-
zunehmen, dies schließt die Ermächtigung ein,
Veränderungen bei Planstellen und Stellen im
Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 3 mit produktplanüber-
greifendem Ausgleich innerhalb einer Dienst-
stelle unbeachtlich der Besoldungs-/Entlohnungs-
grenzen des § 6 Abs. 1 Nr. 3 vorzunehmen, 

4. über- bzw. außerplanmäßige Verpflichtungser-
mächtigungen bis zu 500 000 Euro zu erteilen,
sofern die Abfinanzierung im Rahmen des
nächstjährigen Haushalts oder in der Finanzpla-
nung sichergestellt ist, 

5. die Sperre für alle Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen für Baumaßnahmen nach
§ 22 Abs. 2 der Landeshaushaltsordnung aufzu-
heben, 

6. Anzahl und Struktur der Stellen für Auszubil-
dende an die beschlossene und finanziell gesi-
cherte Ausbildungsplanung anzupassen, 

7. innerhalb der von den Deckungsfähigkeiten
nach § 4 Abs. 2 ausgenommenen Ausgaben der
Gruppe 441 und den für die Nachversicherung
ausgeschiedener Beamter und Richter veran-
schlagten Mitteln produktplanübergreifend ei-
nen Ausgleich vorzunehmen. 

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haus-
haltsdeckung dienen, nicht erzielt werden, sind die
Verantwortlichen verpflichtet, entsprechende Mehr-
einnahmen oder Minderausgaben an anderer Stelle
nachzuweisen. Die Senatorin für Finanzen wird er-
mächtigt, das Verfahren zu regeln. 

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebunde-
ner Einnahmen, außer bei Kreditaufnahmen, dürfen
die entsprechenden Ausgaben nach Maßgabe der von
der Senatorin für Finanzen einzurichtenden Titel über-
oder außerplanmäßig geleistet werden. 

(7) Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 der Landeshaushaltsord-
nung wird zugelassen, dass den am Deutschen For-
schungsnetz beteiligten Hochschulrechenzentren bis
zu 5 vom Hundert der Betriebsmittel (Hard- und Soft-
ware) der bremischen Hochschulrechenzentren für
überregionale Nutzung zur Verfügung gestellt wer-
den, soweit Gegenseitigkeit besteht. 

(8) Bei der Nutzungsüberlassung von Grund-
stücken und Grundstücksteilen sowie bei der Überlas-
sung der Nutzung von sonstigen Vermögensgegen-
ständen und Einrichtungen zum Zwecke der Förde-
rung der wissenschaftlichen Forschung darf mit Zu-
stimmung der Senatorin für Finanzen von den Vor-
schriften des § 63 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 3 der
Landeshaushaltsordnung abgewichen werden. 

(9) Erstattungen von Bediensteten für die geneh-
migte private Nutzung von Geräten und Einrichtun-
gen dürfen von den Ausgaben abgesetzt werden. 

(10) Die Gewährung von Prämien und Zulagen nach
der bremischen Verordnung über die Gewährung von
Prämien und Zulagen für besondere Leistungen kann
nur im Rahmen der Personalbudgets erfolgen. Zur
Sicherstellung einer gleichmäßigen Gewährung von
Prämien und Zulagen kann ein Ausgleich im jeweili-
gen Produktplan hergestellt werden. 

(11) Die in den Jahren 1999 bis 2017 im Sinne von 
§ 14a des Bundesbesoldungsgesetzes zur Sicherung
der Versorgungsaufwendungen in ein Sondervermögen
abzuführenden Besoldungsanteile sind innerhalb der
Personalbudgets darzustellen. 

(12) Die infolge der Bewilligung von Altersteilzeit in
Form des Blockmodells bei unabweisbaren Bedarfen
von den für eine Produktgruppe Verantwortlichen im
Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 4 zusätzlich ausgebrachten
refinanzierten Planstellen und Stellen dürfen erst ab
Beginn der Freistellungsphase in Anspruch genom-
men werden. Für die Wiederbesetzung durch Absol-



venten interner Ausbildungsgänge kann die Inan-
spruchnahme zum Zeitpunkt der Übernahme erfol-
gen. 

(13) Im Zusammenhang mit der Altersteilzeit in Form
des Blockmodells absehbare Wiederbesetzungsbedarfe
werden im Rahmen der Personalplanung bei der spar-
tenbezogenen Auflösung der zunächst global in den
Haushalten veranschlagten Mittel für neue Ausbil-
dungsjahrgänge berücksichtigt. 

(14) Der Senat wird ermächtigt, für Verwaltungsbe-
reiche, die umgebildet wurden oder umgebildet wer-
den sollen, die aus dieser Umbildung folgenden Per-
sonalüberhänge nach Umfang und betroffenen Perso-
nalgruppen zu bestimmen und die zum Abbau dieser
Überhänge erforderlichen personalwirtschaftlichen
Maßnahmen festzulegen. Gleiches gilt für die vom
Haushalts- und Finanzausschuss nach § 13 Abs. 5 Nr. 4
erklärten Überhangbereiche. Für die Stadt Bremer-
haven trifft der Magistrat diese Entscheidung. 

§ 16

Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchführung der Kosten- und Leis-
tungsrechnung beauftragten Personen stellen die Ein-
richtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die für diesen
Zweck notwendigen Datenbestände des Rechnungs-
wesens einzusehen und zu verarbeiten. 

§ 17

Zuwendungsempfänger

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für
Zuwendungen nach § 23 der Landeshaushaltsordnung
zur institutionellen Förderung dürfen nur mit der Auf-
lage bewilligt werden, dass der Zuwendungsempfän-
ger seine Beschäftigten nicht besser stellt als ver-
gleichbare Beschäftigte der bremischen Verwaltung;
vorbehaltlich einer abweichenden tarifvertraglichen
Regelung dürfen deshalb keine günstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie für Beschäf-
tigte der bremischen Verwaltung jeweils vorgesehen
sind. Entsprechendes gilt für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung, wenn die Gesamtausgaben des Zu-
wendungsempfängers überwiegend aus öffentlichen
Mitteln finanziert werden. Die Senatorin für Finanzen
wird ermächtigt, ein Regelwerk für unabweisbare
Ausnahmen zu erlassen. 

§ 18

Auflagen für die Ergänzungszuweisungen

(1) Die Zahlung der Ergänzungszuweisungen nach
§ 2 Abs. 1 Finanzausgleichsgesetz erfolgt nach § 2
Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz mit der Auflage, dass
die Gemeinden Bremen und Bremerhaven die Be-
schlüsse der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) bzw.
des Senats zur Sicherstellung der Konsolidierung und
Überwindung der Haushaltsnotlage der bremischen
Haushalte in ihrer Haushaltspolitik beachten und um-
setzen. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses festzustellen, dass
eine Gemeinde den Verpflichtungen nach Absatz 1
nicht oder nur teilweise nachgekommen ist. Die Fest-
stellung ist zu begründen. 

§ 19

Bürgschaften, Garantien, sonstige Gewährleistungen

(1) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährleis-
tungen in folgender Höhe zu übernehmen: 

1. zur Projektförderung mit Ausnahme der Förde-
rung des Wohnungsbaues sowie der Moderni-
sierung und Instandsetzung von Wohnungen bis
zu 400 000 000 Euro, 

2. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt
Bremen, von Zuwendungsempfängern der Freien
Hansestadt Bremen und von Stiftungen des
öffentlichen Rechts aus der Haftung für Leihga-
ben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu 
26 000 000 Euro; 

die Senatorin für Finanzen darf die Ermächtigung
nach Nr. 1 und 2 an eine Gesellschaft übertragen. 

(2) Der Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa
wird ermächtigt, Bürgschaften zur Förderung des
Wohnungsbaues, der Modernisierung von Wohnun-
gen und der Instandsetzung von Wohnungen bis zu
insgesamt 10 000 000 Euro zu übernehmen. Der Sena-
tor für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa darf die Er-
mächtigung nach Satz 1 an eine Gesellschaft übertra-
gen. 

(3) Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr-
leistungen für Kredite, die im laufenden Haushaltsjahr
übernommen und zurückgeführt worden sind, sind
nicht auf die Höchstbeträge anzurechnen. Dies gilt
auch für Haftungsübernahmen gemäß der Ermächti-
gung des Absatzes 1 Nr. 2. 

(4) Gewährleistungen, die nicht in Euro übernom-
men werden, sind zu dem Mittelkurs, der vor Ausferti-
gung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt wor-
den ist, auf den Höchstbetrag anzurechnen. 

§ 20

Technische Ermächtigungen

Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, im
Haushalts-, Produktgruppen- oder Stellenplan not-
wendige technische Anpassungen vorzunehmen. 

§ 21

Geltung in den Gemeinden

Soweit im Rahmen dieses Gesetzes abweichende
Regelungen von Vorschriften der Landeshaushalts-
ordnung getroffen werden, gelten diese Änderungen
auch für die Stadtgemeinde Bremen und die Stadt
Bremerhaven. 

§ 22

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2008
in Kraft. 

Bremen, den 15. April 2008

Der Senat
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Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen 
für das Haushaltsjahr 2009

Vom 15. April 2008

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bür-
gerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz: 

§ 1

Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009
wird in Einnahme und Ausgabe auf 4 758 448 380 Euro,
die Verpflichtungsermächtigungen werden auf 
328 556 440 Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird
diesem Gesetz als Anlage beigefügt. 

(2) Das im Stellenplan für das Haushaltsjahr 2009
für den Personalhaushalt ausgewiesene Stellenvolu-
men wird auf 7515 festgesetzt. Der Stellenindex be-
trägt 1,17. Für die Sonderhaushalte wird das Stellen-
volumen auf 2604 und der Stellenindex auf 1,45 fest-
gesetzt. Daneben werden für 

den Personalhaushalt 262, 

die Sonderhaushalte 573 

und die Betriebe nach § 26 
der Landeshaushaltsordnung 304 

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. 

§ 2 

Produktgruppenhaushalt 

(1) Neben dem nach den allgemeinen Vorschriften
des Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Landes-
haushaltsordnung aufgestellten Haushalt ist im Sinne
von § 7a der Landeshaushaltsordnung ein leistungsbe-
zogener Haushalt für das Land und die Stadtgemeinde
Bremen aufgestellt worden. Dieser Haushalt ordnet
den aufgabenbezogenen Budgets verbindliche Fi-
nanz-, Personal- und Leistungsziele in Art und Um-
fang zu (Produktgruppenhaushalt). 

(2) Der Produktgruppenhaushalt gliedert sich in
Produktpläne, Produktbereiche und Produktgruppen. 

(3) Für den Vollzug des Produktgruppenhaushalts
gelten die Ermächtigungen dieses Gesetzes ausschließ-
lich für die Einnahmen und Ausgaben im Haushalt des
Landes. 

§ 2a

Einhaltung des vorgegebenen Rahmens

(1) Im Haushaltsvollzug ist sicherzustellen, dass 

1. die in den Haushaltsgesetzen des Landes, der
Stadtgemeinde Bremen und Stadt Bremerhaven
enthaltenen Kreditermächtigungen nicht über-
schritten sowie 

2. die in der Finanzplanung vorgegebenen Ziele
für den Stadtstaat, die der Bremischen Bürger-
schaft im Rahmen der Haushaltsberatungen für
die Jahre 2009 und 2010 übermittelt wurden,
eingehalten werden. 

(2) Die Senatorin für Finanzen wird aufgefordert, im
Falle einer drohenden Überschreitung dem Haus-
halts- und Finanzausschuss unverzüglich zu berichten
und geeignete Steuerungs- und Bewirtschaftungs-
maßnahmen einzuleiten. 

§ 3

Verantwortlichkeiten

(1) Die Fach-, Personal- und Finanzverantwortung
einschließlich der Verantwortung im Sinne von § 9 der
Landeshaushaltsordnung für die Erledigung der Auf-
gaben der bremischen Verwaltung werden zusam-
mengeführt. Für die Verantwortungsebenen Produkt-
plan, Produktbereich und Produktgruppe sind die ver-
antwortlichen Personen der Senatorin für Finanzen zu
benennen. 

(2) Die Befugnis zur Einwilligung bei der Einstel-
lung und Versetzung von Beamten und Richtern in
den Dienst der Freien Hansestadt Bremen nach § 48
der Landeshaushaltsordnung wird von der Senatorin
für Finanzen auf die für einen Produktplan verant-
wortliche Person übertragen. Versorgungslasten für
die nach Satz 1 ernannten Beamten und Richter, die
für Zeiten vor der Ernennung vom Dienstherrn zu tra-
gen sind, sind im Rahmen des dezentralen Personal-
budgets zu erwirtschaften. 

(3) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
weitere Verfahrensregelungen zu treffen. 

§ 4

Deckungsfähigkeiten

(1) Die Regelungen zur Deckungsfähigkeit der Mit-
tel in § 20 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung werden
für das Haushaltsjahr 2009 aufgehoben. 

(2) Auf der Grundlage von § 20 Abs. 2 der Landes-
haushaltsordnung sind innerhalb einer Produktgruppe
gegenseitig deckungsfähig 

1. die nicht übertragbaren Ausgaben der 
Gruppen 422 und 428, 

2. die sonstigen nicht übertragbaren Ausgaben der
Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Gruppe 441, 

3. die Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und
die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985, 

4. die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 und
die investiven Ausgaben der Gruppe 985. 

(3) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungs-
fähigkeit nach Absatz 2 sind diejenigen Ausgaben, für
die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist. 

(4) Die Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit
für Baumaßnahmen der Hauptgruppe 7 gilt nur für
nach § 36 in Verbindung mit § 54 der Landeshaushalts-
ordnung freigegebene Maßnahmen, bei denen der
Kostenrahmen nicht überschritten wird. Gleiches gilt
sinngemäß für Zuschüsse zu Baumaßnahmen, die
über die Hauptgruppe 8 oder die Gruppe 985 abge-
wickelt werden. 

§ 5

Investitionsausgaben

Im Sinne von Artikel 131a der Landesverfassung
dürfen die bei den Hauptgruppen 7 und 8 sowie bei
der Gruppe 985 investiv veranschlagten Ausgaben
grundsätzlich nur für investive Zwecke im Sinne von 
§ 13 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung
verausgabt werden. Etwaige Ausnahmen bedürfen
des Einvernehmens mit der Senatorin für Finanzen. 



§ 6 

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen, 
Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Die Personen, die für eine Produktgruppe ver-
antwortlich sind, werden ermächtigt, 

1. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei
den Hauptgruppen 7 und 8 und den investiven
Ausgaben der Gruppe 985 zulasten von Ausga-
ben der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppe 985 nachzubewilli-
gen, 

2. alle übrigen produktgruppeninternen Nachbe-
willigungen bis zur Höhe von 100 000 Euro im
Einzelfall vorzunehmen; ausgenommen hiervon
sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen
4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben
der Gruppe 985 bei Einsparung von Ausga-
ben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der in-
vestiven Ausgaben der Gruppe 985, 

3. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung
des Stellenvolumens und des Stellenindexes
Veränderungen bei Planstellen bis Besoldungs-
gruppe A 14 sowie bei planmäßigen Stellen bis
Entgeltgruppe 14 Tarifverträge für den öffent-
lichen Dienst (TvL und TvÖD) vorzunehmen,
soweit das Finanzvolumen der Maßnahme 
100 000 Euro im Jahr nicht überschreitet; in allen
anderen Fällen ist die Zustimmung des zur Ein-
richtung, Streichung und Hebung von Plan-
stellen und Stellen ermächtigten Haushalts- und
Finanzausschusses erforderlich; die Ermächti-
gung nach Satz 1 und 2 schließt ein, Planstellen
und Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Per-
sonalausgaben dauerhaft eingespart werden, 

4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer
gesicherten Refinanzierung Planstellen und
Stellen für Arbeitnehmer in fachlich gebotener
Menge und Struktur einzurichten; die Ermächti-
gung gilt sinngemäß für die Personen, die für
Betriebe der Freien Hansestadt Bremen nach 
§ 26 der Landeshaushaltsordnung oder Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts verantwortlich sind,
soweit diese nicht als Produktgruppe im Pro-
duktgruppenhaushalt geführt werden; ein etwa-
iges Zustimmungserfordernis des jeweiligen
Aufsichtsgremiums bleibt hiervon unbenom-
men. 

(2) Die Personen, die für einen Produktbereich ver-
antwortlich sind, werden ermächtigt, Nachbewilligun-
gen innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Höhe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen; ausgenom-
men hiervon sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5
und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der

Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven
Ausgaben der Gruppe 985. 

(3) Die Personen, die für einen Produktplan verant-
wortlich sind, werden ermächtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktplans bis zur Höhe von 
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen, ausgenom-
men hiervon sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5
und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven
Ausgaben der Gruppe 985. 

(4) Soweit im Rahmen der Ermächtigungen nach
Absatz 1 Nr. 1 und 2, Absatz 2, 3 und 5 längerfristige
Verpflichtungen, die über die Ermächtigungen nach 
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, ein-
gegangen werden sollen, ist die Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich. 

(5) Die Ermächtigungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 4,
Absatz 2 und Absatz 3 gelten auch für produktgrup-
peninterne, produktgruppenübergreifende sowie pro-
duktbereichsübergreifende Nachbewilligungen mit
Deckung aus bereits erzielten Mehreinnahmen, so-
weit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von
Mindereinnahmen an anderer Stelle des Produktplans
dienen müssen. 

(6) Für produktgruppenübergreifende sowie pro-
duktbereichsübergreifende Nachbewilligungen von
nicht übertragbaren Ausgaben zwischen den Grup-
pen 422 und 428 gelten die Regelungen der Absätze 2
und 3. Dies schließt die Ermächtigung ein, Planstellen
und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des
Produktplans bis zu einem Finanzvolumen von 
100 000 Euro zu verlagern. 

(7) Die für die jeweiligen Produktbereiche Verant-
wortlichen werden ermächtigt, Sperren nach § 22 der
Landeshaushaltsordnung gemäß § 36 der Landeshaus-
haltsordnung für solche Baumaßnahmen aufzuheben,
deren Gesamtkosten 500 000 Euro nicht überschrei-
ten. 

(8) Die für die jeweiligen Produktbereiche Verant-
wortlichen werden ermächtigt, veranschlagte Ver-
pflichtungsermächtigungen für in sich abgeschlossene
Maßnahmen mit einem Gesamtbetrag von bis zu 
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im
Rahmen des nächstjährigen Haushalts oder in der gel-
tenden Finanzplanung gesichert ist. 

(9) Die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 bis 3
und Absatz 6 gelten nur, soweit die Leistungsziele
nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch
die Regelungen der Absätze 1 bis 9 unberührt. 

(11) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die
nach den Absätzen 1 bis 9 erforderlichen Verfahrens-
regelungen zu treffen. 
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§ 7

Planungssicherheit

(1) Aus Gründen der Planungssicherheit stehen für
den Bereich der konsumtiven Ausgaben (Hauptgrup-
pen 5 und 6 und Gruppe 985) und für den Bereich der
investiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und
Gruppe 985) für den Gesamthaushalt jeweils 95 vom
Hundert der Anschläge zur Verfügung. Der Senat wird
ermächtigt, in diesem Rahmen die Anteilsätze der Pro-
duktbereiche auf der Grundlage von Verpflichtungs-
graden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffs-
rechte des Senats nach § 41 der Landeshaushaltsord-
nung eingeschränkt. 

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis
spätestens 15. Oktober, allgemeine Haushaltsver-
schlechterungen ergeben, die Bewirtschaftungsmaß-
nahmen nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erfor-
derlich machen, sind diese aus den im Gesamthaus-
halt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren. 

(3) Sofern der Senat seine Ermächtigung nach Ab-
satz 1 in Anspruch nimmt, ist der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss über die sich daraus ergebenden An-
passungen der im Produktgruppenhaushalt vereinbar-
ten Personal- und Leistungsziele zu unterrichten. Die
Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, das nähere
Verfahren zu regeln. 

§ 8

Übertragbarkeiten

Nach § 19 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung wer-
den die Ausgaben der Gruppe 441, der Hauptgruppen 5
und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985
für übertragbar erklärt. Die Übertragbarkeit gilt nicht,
sofern sie durch Haushaltsvermerk ausgeschlossen ist.
Eine Übertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben
zum Ausgleich von Mehrausgaben oder von Minder-
einnahmen herangezogen werden müssen. 

§ 9

Rücklagenbildung

(1) Die am Ende des Haushaltsjahres nicht ver-
brauchten nicht übertragbaren Personalausgaben so-
wie erzielte allgemeine Mehreinnahmen einer Pro-
duktgruppe, die nicht zum Ausgleich etwaiger Min-
dereinnahmen bzw. unabweisbarer Mehrausgaben in-
nerhalb des Produktplanes heranzuziehen sind, dür-
fen einer Rücklage innerhalb eines Produktplanes zu-
geführt werden. Die Feststellung der Höhe der infrage
kommenden Rücklagenzuführung bedarf nach Ab-
stimmung mit der Senatorin für Finanzen der Zustim-
mung des Haushalts- und Finanzausschusses. 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, über die in Absatz 1 enthaltenen Regelun-
gen hinaus weitergehenden Rücklagenbildungen zu-
zustimmen. 

(3) Soweit für einzelne Produktpläne Rücklagen ge-
bildet worden sind, dürfen diese entsprechend den
Regelungen des § 6 Abs. 3 für Zwecke des jeweiligen
Produktplanes genutzt werden. Die Verwendung die-
ser Mittel für die Einstellung unbefristeten Personals
ist nicht zulässig. 

§ 10

Rücklage für Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Angestellten ent-
standenen und die künftig bei Verbeamtungen oder
durch Umwandlung von Stellen für Angestellte in
Planstellen für Beamte noch entstehenden Entlas-
tungseffekte bei den Dienstbezügen, den Versor-
gungszuschlägen bei refinanzierter Beschäftigung
und den Versorgungsumlagebeträgen ausgegliederter
Einrichtungen sowie durch die Senatorin für Finanzen
festgestellte Minderausgaben bei den Gruppen 422
und 428, die aus Teilzeitbeschäftigung nach § 71b des
Bremischen Beamtengesetzes oder nach dem Tarifver-
trag zur Regelung der Altersteilzeit vom 5. Mai 1998
resultieren, sind als Rückstellungen der Anstalt zur
Bildung einer Rücklage für Versorgungsvorsorge der
Freien Hansestadt Bremen zuzuführen. 

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschäfti-
gung abzuführende Versorgungszuschlag beträgt bei
Beamten und Richtern 30 vom Hundert der Besol-
dungsaufwendungen und bei ruhelohnanwartschafts-
berechtigten Arbeitnehmern 14,29 vom Hundert des
Arbeitnehmerbruttos. 

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Ein-
richtungen des Landes für die bei ihnen tätigen Be-
schäftigten zu leistende Versorgungsumlage beträgt
bei Beamten und Richtern 35 vom Hundert der Besol-
dungsaufwendungen und bei ruhelohnanwartschafts-
berechtigten Arbeitnehmern 14,29 vom Hundert des
Arbeitnehmerbruttos. 

(4) Zum Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteil-
zeit werden die gebildeten Rückstellungen bei der
Anstalt zur Bildung einer Rücklage für Versorgungs-
vorsorge der Freien Hansestadt Bremen im Rahmen
der Veranschlagung in den Folgejahren in den Haus-
halt zurückgeführt; im Umfang dieser Rückführung
können nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 6
Abs. 5 refinanzierte Planstellen und Stellen eingerich-
tet werden. 

(5) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, das
nähere Verfahren zu regeln. 

§ 11

Sonderhaushalte

(1) Die Mittel des Landesuntersuchungsamtes für
Chemie, Hygiene und Veterinärmedizin werden netto
ausgewiesen. Der Haushalt des Landesuntersu-
chungsamtes für Chemie, Hygiene und Veterinärme-
dizin (Kapitel 2525) ist als Erläuterung zur Nettoveran-
schlagung Bestandteil des Haushaltsplans. Für diese
Einrichtung werden Rücklagen im Sonderhaushalt ge-
bildet. 

(2) Die aus der Darlehensgewährung nach dem
Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) resul-
tierenden Einnahmen und Ausgaben werden netto
ausgewiesen. Der Haushalt für BAföG-Darlehen 
(Kapitel 2524) ist als Erläuterung zur Nettoveranschla-
gung Bestandteil des Haushaltsplans. Im Haushalt für
BAföG-Darlehen dürfen keine Rücklagen gebildet
werden. 



§ 12

Unterjähriges Controlling/Berichtswesen/Vollzug
der Sondervermögen nach § 26 Landeshaushalts-

ordnung

(1) Ziel des unterjährigen Controllings ist es, auf der
Grundlage des Produktgruppenhaushalts unter Ein-
beziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugrei-
fen, soweit diese von finanzieller, personalwirtschaft-
licher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei
Abweichungen rechtzeitig Gegensteuerungsmaßnah-
men einzuleiten und Vorschläge zur Einhaltung des
Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungs-
ziele aufzuzeigen. 

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und
Finanzausschuss auf den Ebenen des Gesamthaus-
halts, der Produktbereiche und Produktpläne sowie
für die Betriebe, sonstigen Sondervermögen, Beteili-
gungen und Zuwendungsempfänger periodisch Be-
richte vorzulegen. Für den Investitionsbereich des
Haushalts sind dabei auch sämtliche Vorbelastungen
künftiger Haushaltsjahre – nach Jahren getrennt – dar-
zustellen. Im Übrigen wird der Haushalts- und Finanz-
ausschuss ermächtigt, Form, Inhalt und Periodizität
des Berichtswesens festzulegen. 

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haus-
halts- und Finanzausschusses bleibt von dem Berichts-
wesen nach den Absätzen 1 und 2 unberührt. Der
Haushalts- und Finanzausschuss wird ermächtigt, zum
Vollzug der Wirtschaftspläne der Betriebe und sonsti-
gen Sondervermögen nach § 26 Landeshaushaltsord-
nung das nähere Verfahren zu regeln. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die
zur Realisierung eines alle Einrichtungen des Landes
umfassenden Personalmanagements und -controllings
erforderlichen Daten im Datenbanksystem PuMa (Per-
sonalverwaltung und Management) zu verarbeiten.
Dies schließt die der Budgetierung zugrunde liegen-
den Daten, Daten über krankheitsbedingte Fehlzei-
ten, zum Arbeitsschutz und nach dem Landesgleich-
stellungsgesetz ein. Hierzu gehört auch die Unterstüt-
zung des dezentralen Personalcontrollings und der de-
zentralen Personal- und Stellenverwaltung einschließ-
lich Gehaltssachbearbeitung. Die in Absatz 2 genann-
ten Einrichtungen der Freien Hansestadt Bremen, de-
ren Personaldaten im Rahmen des Datenbanksystems
PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfügung stehen,
sind verpflichtet, der Senatorin für Finanzen diese pe-
riodisch und automatisiert zur Verfügung zu stellen.
Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die hierzu
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen. 

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch
die Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt. 

§ 13 

Sonstige Ermächtigungen des Haushalts- und Finan-
zausschusses 

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, wesentliche Änderungen der im Produkt-
gruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu be-
schließen. 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird darü-
ber hinaus ermächtigt, 

1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rah-
men von Deckungsmöglichkeiten im laufenden
Haushaltsjahr zu beschließen, 

2. anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächti-
gungen andere (über- oder außerplanmäßige)
Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen, 

3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fällen zuzu-
lassen, in denen ein unmittelbarer Zusammen-
hang zwischen Einnahmen und Ausgaben be-
steht, 

4. die erforderlichen Stellenplanänderungen vor-
zunehmen, die sich ergeben aus 

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf
dem Gebiet des Personalrechts, die für die
Freie Hansestadt Bremen verbindlich sind, 

b) etwaigen Änderungen des bremischen Besol-
dungs- und Laufbahnrechts, 

c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz, 

d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz, 

Voraussetzung ist, dass ein unabweisbarer Be-
darf ein Hinausschieben bis zur Verkündung des
nächsten Haushaltsgesetzes ausschließt, 

5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haus-
halts umzusetzen und in Fällen der Umsetzung
zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt
in dem aufnehmenden Haushalt entsprechende
Planstellen und Stellen neu zu schaffen und die
in dem abgebenden Haushalt nicht mehr
benötigten Planstellen und Stellen zu streichen, 

6. alle mit der Gründung von Betrieben nach § 26
Abs. 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung ver-
bundenen haushaltsmäßigen Umsetzungen vor-
zunehmen, 

7. Ausgabebeschränkungen unter Berücksichti-
gung der Regelungen nach § 7 festzulegen, die
zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen;
dazu kann insbesondere das den Ressorts zur
Verfügung stehende Haushaltsvolumen be-
grenzt und der Liquiditätsabfluss zeitlich einge-
schränkt werden. 

(3) Die aufgrund der Ermächtigungen in § 13 des
Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen für
das Haushaltsjahr 2008 durch den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss beschlossenen Stellenplanänderungen
und die für das Haushaltsjahr 2008 ohne Befristung
bewilligten Stellen gelten auch für das Haushaltsjahr
2009. 

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, die Deckungsfähigkeiten nach § 4, die
Übertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Be-
fugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von
Verpflichtungsermächtigungen nach § 6, die Über-
tragbarkeiten nach § 8 sowie die Möglichkeit zur
Rücklagenbildung nach § 9 gegebenenfalls im Einzel-
fall zu begrenzen oder aufzuheben. 

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, zur Sicherung der Personalhaushalte für
Produktpläne gegebenenfalls 

1. einen Beförderungsstopp, 

2. einen Einstellungsstopp, 

Nr. 19 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 87



88 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 Nr. 19

3. die Rücknahme dezentraler personalwirtschaft-
licher Befugnisse 

zu beschließen. Er kann die Personalhaushalte für Pro-
duktpläne in Teilen oder in Gänze zu Personalüber-
hangbereichen erklären, in denen fluktuationser-
höhende und mobilitätsfördernde Instrumente bis hin
zum dienststellenübergreifenden Personaleinsatz aus-
zuschöpfen sind. 

§ 14

Kreditermächtigungen

(1) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur
Höhe von 2 088 125 420 Euro aufzunehmen, 

2. Kredite zur Tilgung von Schulden, für die Aus-
gaben im Kreditfinanzierungsplan nicht vorge-
sehen sind, aufzunehmen, 

3. ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff auf
die Kreditermächtigung des nächsten Haus-
haltsjahres Kredite bis zur Höhe von 6 vom Hun-
dert des in § 1 Abs. 1 festgestellten Betrages der
Einnahme und Ausgabe aufzunehmen; die da-
nach aufgenommenen Kredite sind auf die Kredit-
ermächtigungen des nächsten Haushaltsjahres
anzurechnen. 

(2) Zur Finanzierung des Kapitaldienstfonds nach
dem Gesetz über die Errichtung des Bremer Kapital-
dienstfonds dürfen nach Maßgabe des Wirtschaftsplans
dieses Fonds Kredite in Höhe von bis zu 15 459 000 Euro
aufgenommen werden. 

(3) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, zum
Zwecke einer gemeinsamen Kreditaufnahme für das
Haushaltsjahr 2009 

1. die nach dem Haushaltsgesetz der Freien Han-
sestadt Bremen (Stadtgemeinde), 

2. die nach dem Haushaltsgesetz der Stadtgemeinde
Bremerhaven, 

3. die nach Absatz 2 für den Bremer Kapitaldienst-
fonds 

aufzunehmenden Kredite als eigene Schulden mit zu
übernehmen. Die nach Satz 1 übernommenen Kredite
wachsen dem Kreditrahmen nach Absatz 1 Nr. 1 zu.
Die Freie Hansestadt Bremen darf diesen erhöhten
Kreditrahmenteil nur für die Finanzierung der mit
übernommenen Kredite in Anspruch nehmen. In Höhe
der aufgrund der Ermächtigung nach Nummer 1
durch die Freie Hansestadt Bremen mit übernomme-
nen Kredite wird die Freie Hansestadt Bremen (Stadt-
gemeinde) Mitschuldner. Im Verhältnis zur Freien
Hansestadt Bremen tragen die Freie Hansestadt Bre-
men (Stadtgemeinde), die Stadtgemeinde Bremerha-
ven, ihre Sondervermögen und Betriebe sowie der
Bremer Kapitaldienstfonds die Zins- und Tilgungsleis-
tungen sowie weitere Kreditkosten für die ihnen zu-
zurechnenden Kreditanteile. Entsprechendes gilt für
ergänzende Verträge im Sinne des Absatzes 4 Satz 2
und 3. 

(4) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der
Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnis-
sen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu
bestimmen. Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann
die Senatorin für Finanzen auch ergänzende Verein-

barungen treffen, die der Steuerung von Zinsände-
rungs- und Währungsrisiken sowie der Erzielung güns-
tiger Konditionen und ähnlichen Zwecken bei beste-
henden Schulden, neuen Krediten sowie Anschluss-
finanzierungen für im Finanzplanzeitraum fällig wer-
dende Tilgungen dienen. Die Höchstgrenze für derar-
tige Vereinbarungen ist auf den vierfachen Betrag des
in Absatz 1 Nr. 1 genannten Betrages begrenzt. Erhal-
tene Prämien aus Abschluss und Auflösungen von De-
rivaten sind über die (Rest-)Laufzeit einer Zinsaus-
gleichsrücklage zuzuführen. 

(4a) Die Senatorin für Finanzen wird darüber hinaus
ermächtigt, ab dem 1. Januar 2010 bis zur Verkün-
dung des Haushaltsgesetzes 2010 Vereinbarungen zu
treffen, die der Steuerung von Zinsänderungsrisiken
sowie der Erzielung günstiger Konditionen und ähn-
lichen Zwecken bei bestehenden Schulden, neuen
Krediten sowie Anschlussfinanzierungen für im Finanz-
planzeitraum fällig werdende Tilgungen dienen. 

(5) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Kassenverstärkungskredite bis zu 12 vom Hundert des
in § 1 Abs. 1 festgestellten Betrages der Einnahme und
Ausgabe aufzunehmen. Dieser Betrag erhöht sich um
die noch nicht aufgenommenen Darlehen am Kredit-
markt nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sowie ab 1. Oktober
2009 um 4 vom Hundert des in § 1 Abs. 1 festgelegten
Betrages der Einnahme und Ausgabe. Für Geschäfte,
die den gleichzeitigen Ver- und Rückkauf von Wertpa-
pieren beinhalten, können zusätzlich Kassenverstär-
kungskredite bis zur Höhe der in Satz 1 enthaltenen
Ermächtigung aufgenommen werden. Auf die Kredit-
ermächtigung sind die Beträge anzurechnen, die auf-
grund von Ermächtigungen früherer Haushaltsgesetze
aufgenommen sind. 

(6) Bei Diskontpapieren ist nur der Nettobetrag auf
die Kreditermächtigung anzurechnen. 

(7) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Darlehen bis zur Höhe von 289 000 Euro zur Finanzie-
rung investiver Zwecke des Sondervermögens „Im-
mobilien und Technik des Landes Bremen“ (SVIT-L)
zulasten des Sondervermögens nach § 26 der Landes-
haushaltsordnung aufzunehmen. 

(8) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Kredite zur Deckung überplanmäßiger Tilgung von
Schulden des in Absatz 2 genannten Kapitaldienst-
fonds und des in Absatz 7 genannten Sondervermö-
gens aufzunehmen, soweit keine planmäßige Tilgung
gemäß Wirtschaftsplan vorgesehen ist. Für die Er-
mächtigungen nach Absatz 7 und Satz 1 gilt § 18 
Abs. 3 der Landeshaushaltsordnung entsprechend. 

§ 15

Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte
Ausgaben für Baumaßnahmen gelten als entsperrt. 

(2) In Höhe der in den Vorjahren erteilten Verpflich-
tungsermächtigungen gelten die entsprechenden
Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des § 22 der
Landeshaushaltsordnung fallen, als entsperrt. 

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch
genommene Verpflichtungsermächtigungen, die aus
Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht
abgedeckt werden können, gelten fort. 



(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses nicht benötigte Ausgaben zu sperren, 

2. in Höhe vorjähriger Verlustvorträge Beträge bei
den konsumtiven Ausgaben zu sperren oder
zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen, 

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur
Höhe von 100 000 Euro im Rahmen von Deckungs-
möglichkeiten einschließlich damit verbundener
oder für sich erforderliche Veränderungen bei
den Beschäftigungszielzahlen, dem Stellenvolu-
men und dem Stellenindex vorzunehmen, dies
schließt die Ermächtigung ein, Veränderungen
bei Planstellen und Stellen im Sinne von § 6 
Abs. 1 Nr. 3 mit produktplanübergreifendem
Ausgleich innerhalb einer Dienststelle unbe-
achtlich der Besoldungs-/Entlohnungsgrenzen
des § 6 Abs. 1 Nr. 3 vorzunehmen, 

4. über- bzw. außerplanmäßige Verpflichtungser-
mächtigungen bis zu 500 000 Euro zu erteilen,
sofern die Abfinanzierung im Rahmen des
nächstjährigen Haushalts oder in der Finanzpla-
nung sichergestellt ist, 

5. die Sperre für alle Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen für Baumaßnahmen nach
§ 22 Abs. 2 der Landeshaushaltsordnung aufzu-
heben, 

6. Anzahl und Struktur der Stellen für Auszubil-
dende an die beschlossene und finanziell gesi-
cherte Ausbildungsplanung anzupassen, 

7. innerhalb der von den Deckungsfähigkeiten
nach § 4 Abs. 2 ausgenommenen Ausgaben der
Gruppe 441 und den für die Nachversicherung
ausgeschiedener Beamter und Richter veran-
schlagten Mitteln produktplanübergreifend einen
Ausgleich vorzunehmen. 

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haus-
haltsdeckung dienen, nicht erzielt werden, sind die
Verantwortlichen verpflichtet, entsprechende Mehr-
einnahmen oder Minderausgaben an anderer Stelle
nachzuweisen. Die Senatorin für Finanzen wird er-
mächtigt, das Verfahren zu regeln. 

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebunde-
ner Einnahmen, außer bei Kreditaufnahmen, dürfen
die entsprechenden Ausgaben nach Maßgabe der von
der Senatorin für Finanzen einzurichtenden Titel über-
oder außerplanmäßig geleistet werden. 

(7) Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 der Landeshaushaltsord-
nung wird zugelassen, dass den am Deutschen For-
schungsnetz beteiligten Hochschulrechenzentren bis
zu 5 vom Hundert der Betriebsmittel (Hard- und Soft-
ware) der bremischen Hochschulrechenzentren für
überregionale Nutzung zur Verfügung gestellt wer-
den, soweit Gegenseitigkeit besteht. 

(8) Bei der Nutzungsüberlassung von Grund-
stücken und Grundstücksteilen sowie bei der Überlas-
sung der Nutzung von sonstigen Vermögensgegen-
ständen und Einrichtungen zum Zwecke der Förde-
rung der wissenschaftlichen Forschung darf mit Zu-
stimmung der Senatorin für Finanzen von den Vor-
schriften des § 63 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 3 der
Landeshaushaltsordnung abgewichen werden. 

(9) Erstattungen von Bediensteten für die geneh-
migte private Nutzung von Geräten und Einrichtun-
gen dürfen von den Ausgaben abgesetzt werden. 

(10) Die Gewährung von Prämien und Zulagen nach
der bremischen Verordnung über die Gewährung von
Prämien und Zulagen für besondere Leistungen kann
nur im Rahmen der Personalbudgets erfolgen. Zur Si-
cherstellung einer gleichmäßigen Gewährung von
Prämien und Zulagen kann ein Ausgleich im jeweili-
gen Produktplan hergestellt werden. 

(11) Die in den Jahren 1999 bis 2017 im Sinne von 
§ 14a des Bundesbesoldungsgesetzes zur Sicherung
der Versorgungsaufwendungen in ein Sondervermö-
gen abzuführenden Besoldungsanteile sind innerhalb
der Personalbudgets darzustellen. 

(12) Die infolge der Bewilligung von Altersteilzeit in
Form des Blockmodells bei unabweisbaren Bedarfen
von den für eine Produktgruppe Verantwortlichen im
Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 4 zusätzlich ausgebrachten re-
finanzierten Planstellen und Stellen dürfen erst ab Be-
ginn der Freistellungsphase in Anspruch genommen
werden. Für die Wiederbesetzung durch Absolventen
interner Ausbildungsgänge kann die Inanspruchnahme
zum Zeitpunkt der Übernahme erfolgen. 

(13) Im Zusammenhang mit der Altersteilzeit in Form
des Blockmodells absehbare Wiederbesetzungsbedarfe
werden im Rahmen der Personalplanung bei der
spartenbezogenen Auflösung der zunächst global in
den Haushalten veranschlagten Mittel für neue Aus-
bildungsjahrgänge berücksichtigt. 

(14) Der Senat wird ermächtigt, für Verwaltungsbe-
reiche, die umgebildet wurden oder umgebildet wer-
den sollen, die aus dieser Umbildung folgenden Perso-
nalüberhänge nach Umfang und betroffenen Perso-
nalgruppen zu bestimmen und die zum Abbau dieser
Überhänge erforderlichen personalwirtschaftlichen
Maßnahmen festzulegen. Gleiches gilt für die vom
Haushalts- und Finanzausschuss nach § 13 Abs. 5 Nr. 4
erklärten Überhangbereiche. Für die Stadt Bremer-
haven trifft der Magistrat diese Entscheidung. Die
Regelungen in Satz 1 und 2 gelten bis zur Verkündung
des Haushaltsgesetzes 2010 fort. 

§ 16

Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchführung der Kosten- und Leis-
tungsrechnung beauftragten Personen stellen die Ein-
richtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die für diesen
Zweck notwendigen Datenbestände des Rechnungs-
wesens einzusehen und zu verarbeiten. 

§ 17

Zuwendungsempfänger

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für
Zuwendungen nach § 23 der Landeshaushaltsordnung
zur institutionellen Förderung dürfen nur mit der Auf-
lage bewilligt werden, dass der Zuwendungsempfän-
ger seine Beschäftigten nicht besser stellt als ver-
gleichbare Beschäftigte der bremischen Verwaltung;
vorbehaltlich einer abweichenden tarifvertraglichen
Regelung dürfen deshalb keine günstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie für Beschäf-
tigte der bremischen Verwaltung jeweils vorgesehen
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sind. Entsprechendes gilt für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung, wenn die Gesamtausgaben des Zu-
wendungsempfängers überwiegend aus öffentlichen
Mitteln finanziert werden. Die Senatorin für Finanzen
wird ermächtigt, ein Regelwerk für unabweisbare
Ausnahmen zu erlassen. 

§ 18

Auflagen für die Ergänzungszuweisungen

(1) Die Zahlung der Ergänzungszuweisungen nach
§ 2 Abs. 1 Finanzausgleichsgesetz erfolgt nach § 2
Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz mit der Auflage, dass
die Gemeinden Bremen und Bremerhaven die Be-
schlüsse der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) bzw.
des Senats zur Sicherstellung der Konsolidierung und
Überwindung der Haushaltsnotlage der bremischen
Haushalte in ihrer Haushaltspolitik beachten und um-
setzen. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses festzustellen, dass
eine Gemeinde den Verpflichtungen nach Absatz 1
nicht oder nur teilweise nachgekommen ist. Die Fest-
stellung ist zu begründen. 

§ 19

Bürgschaften, Garantien, sonstige Gewährleistungen

(1) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährleis-
tungen in folgender Höhe zu übernehmen: 

1. zur Projektförderung mit Ausnahme der Förde-
rung des Wohnungsbaues sowie der Moderni-
sierung und Instandsetzung von Wohnungen bis
zu 400 000 000 Euro, 

2. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt
Bremen, von Zuwendungsempfängern der Freien
Hansestadt Bremen und von Stiftungen des
öffentlichen Rechts aus der Haftung für Leih-
gaben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu 
26 000 000 Euro; 

die Senatorin für Finanzen darf die Ermächtigung
nach Nr. 1 und 2 an eine Gesellschaft übertragen. 

(2) Der Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und Europa
wird ermächtigt, Bürgschaften zur Förderung des
Wohnungsbaues, der Modernisierung von Wohnungen
und der Instandsetzung von Wohnungen bis zu insge-
samt 10 000 000 Euro zu übernehmen. Der Senator für
Umwelt, Bau, Verkehr und Europa darf die Ermächti-
gung nach Satz 1 an eine Gesellschaft übertragen. 

(3) Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr-
leistungen für Kredite, die im laufenden Haushaltsjahr
übernommen und zurückgeführt worden sind, sind
nicht auf die Höchstbeträge anzurechnen. Dies gilt
auch für Haftungsübernahmen gemäß der Ermächti-
gung des Absatzes 1 Nr. 2. 

(4) Darüber hinaus wird die Senatorin für Finanzen
ermächtigt, ab dem 1. Januar 2010 bis zur Verkün-
dung des Haushaltsgesetzes 2010 Bürgschaften, Ga-
rantien oder sonstige Gewährleistungen bis zur Hälfte
der in Absatz 1 für das Haushaltsjahr 2009 festgesetz-
ten Höchstbeträge zu übernehmen. Der Senator für
Umwelt, Bau, Verkehr und Europa wird ermächtigt, ab
dem 1. Januar 2010 bis zur Verkündung des Haus-
haltsgesetzes 2010 Bürgschaften, Garantien oder sons-
tige Gewährleistungen bis zur Hälfte der in Absatz 2
für das Haushaltsjahr 2009 festgesetzten Höchstbeträge
zu übernehmen. 

(5) Eine dem Absatz 4 Satz 1 entsprechende Rege-
lung kann auch von den Stadtgemeinden getroffen
werden. 

(6) Gewährleistungen, die nicht in Euro übernom-
men werden, sind zu dem Mittelkurs, der vor Ausferti-
gung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt wor-
den ist, auf den Höchstbetrag anzurechnen. 

§ 20

Technische Ermächtigungen

Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, im
Haushalts-, Produktgruppen- oder Stellenplan not-
wendige technische Anpassungen vorzunehmen. 

§ 21

Geltung in den Gemeinden

Soweit im Rahmen dieses Gesetzes abweichende
Regelungen von Vorschriften der Landeshaushalts-
ordnung getroffen werden, gelten diese Änderungen
auch für die Stadtgemeinde Bremen und die Stadt
Bremerhaven. 

§ 22

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 

Bremen, den 15. April 2008

Der Senat
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Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen
(Stadtgemeinde) 

für das Haushaltsjahr 2008 

Vom 15. April 2008

Der Senat verkündet das nachstehende von der
Stadtbürgerschaft beschlossene Ortsgesetz: 

§ 1 

Feststellungsklauseln 

(1) Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2008
wird in Einnahme und Ausgabe auf 2 869 488 110 Euro,
die Verpflichtungsermächtigungen werden auf 
463 364 950 Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird
diesem Gesetz als Anlage beigefügt. 

(2) Das im Stellenplan für das Haushaltsjahr 2008
für den Personalhaushalt ausgewiesene Stellenvolu-
men wird auf 7275 festgesetzt. Der Stellenindex be-
trägt 1,26. Für die Sonderhaushalte wird das Stellen-
volumen auf 193 und der Stellenindex auf 0,87 festge-
setzt. 

Daneben werden für 

den Personalhaushalt 720,

die Betriebe und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts 2395 

und die sonstigen Einrichtungen der 
Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) 1766 

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. 

§ 2 

Produktgruppenhaushalt 

(1) Neben dem nach den allgemeinen Vorschriften
des Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Landes-
haushaltsordnung aufgestellten Haushalt ist im Sinne
von § 7a der Landeshaushaltsordnung ein leistungsbe-
zogener Haushalt für das Land und die Stadtgemeinde
Bremen aufgestellt worden. Dieser Haushalt ordnet
den aufgabenbezogenen Budgets verbindliche Fi-
nanz-, Personal- und Leistungsziele in Art und Um-
fang zu (Produktgruppenhaushalt). 

(2) Der Produktgruppenhaushalt gliedert sich in
Produktpläne, Produktbereiche und Produktgruppen. 

(3) Für den Vollzug des Produktgruppenhaushalts
gelten die Ermächtigungen dieses Gesetzes ausschließ-
lich für die Einnahmen und Ausgaben im Haushalt der
Stadtgemeinde. 

§ 3 

Verantwortlichkeiten 

(1) Die Fach-, Personal- und Finanzverantwortung
einschließlich der Verantwortung im Sinne von § 9 der
Landeshaushaltsordnung für die Erledigung der Auf-
gaben der bremischen Verwaltung werden zusam-
mengeführt. Für die Verantwortungsebenen Produkt-
plan, Produktbereich und Produktgruppe sind die ver-
antwortlichen Personen der Senatorin für Finanzen zu
benennen. 

(2) Die Befugnis zur Einwilligung bei der Einstel-
lung und Versetzung von Beamten und Richtern in
den Dienst der Freien Hansestadt Bremen (Stadtge-
meinde) nach § 48 der Landeshaushaltsordnung wird
von der Senatorin für Finanzen auf die für einen Pro-
duktplan verantwortliche Person übertragen. Versor-

gungslasten für die nach Satz 1 ernannten Beamten
und Richter, die für Zeiten vor der Ernennung vom
Dienstherrn zu tragen sind, sind im Rahmen des de-
zentralen Personalbudgets zu erwirtschaften. 

(3) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
weitere Verfahrensregelungen zu treffen. 

§ 4 

Deckungsfähigkeiten 

(1) Die Regelungen zur Deckungsfähigkeit der Mit-
tel in § 20 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung werden
für das Haushaltsjahr 2008 aufgehoben. 

(2) Auf der Grundlage von § 20 Abs. 2 der Landes-
haushaltsordnung sind innerhalb einer Produktgruppe
gegenseitig deckungsfähig 

1. die nicht übertragbaren Ausgaben der 
Gruppen 422 und 428, 

2. die sonstigen nicht übertragbaren Ausgaben der
Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Gruppe 441, 

3. die Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und
die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988, 

4. die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 und
die investiven Ausgaben der Gruppe 988. 

(3) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungs-
fähigkeit nach Absatz 2 sind diejenigen Ausgaben, für
die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist. 

(4) Die Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit
für Baumaßnahmen der Hauptgruppe 7 gilt nur für
nach § 36 in Verbindung mit § 54 der Landeshaushalts-
ordnung freigegebene Maßnahmen, bei denen der
Kostenrahmen nicht überschritten wird. Gleiches gilt
sinngemäß für Zuschüsse zu Baumaßnahmen, die
über die Hauptgruppe 8 oder die Gruppe 988 abge-
wickelt werden. 

§ 5 

Investitionsausgaben 

Im Sinne von Artikel 131a der Landesverfassung
dürfen die bei den Hauptgruppen 7 und 8 sowie bei
der Gruppe 988 investiv veranschlagten Ausgaben
grundsätzlich nur für investive Zwecke im Sinne von 
§ 13 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung
verausgabt werden. Etwaige Ausnahmen bedürfen
des Einvernehmens mit der Senatorin für Finanzen. 

§ 6 

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen, 
Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Die Personen, die für eine Produktgruppe ver-
antwortlich sind, werden ermächtigt, 

1. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei
den Hauptgruppen 7 und 8 und den investiven
Ausgaben der Gruppe 988 zulasten von Ausgaben
der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 988 nachzubewilligen, 

2. alle übrigen produktgruppeninternen Nachbe-
willigungen bis zur Höhe von 100 000 Euro im
Einzelfall vorzunehmen; ausgenommen hiervon
sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 
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b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen
4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben
der Gruppe 988 bei Einsparung von Ausga-
ben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der in-
vestiven Ausgaben der Gruppe 988, 

3. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung
des Stellenvolumens und des Stellenindexes
Veränderungen bei Planstellen bis Besoldungs-
gruppe A 14 sowie bei planmäßigen Stellen bis
Entgeltgruppe 14 Tarifverträge für den öffent-
lichen Dienst (TvL und TvÖD) vorzunehmen, 
soweit das Finanzvolumen der Maßnahme 
100 000 Euro im Jahr nicht überschreitet; in allen
anderen Fällen ist die Zustimmung des zur Ein-
richtung, Streichung und Hebung von Planstel-
len und Stellen ermächtigten Haushalts- und Fi-
nanzausschusses erforderlich; die Ermächtigung
nach Satz 1 und 2 schließt ein, Planstellen und
Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Perso-
nalausgaben dauerhaft eingespart werden, 

4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer
gesicherten Refinanzierung Planstellen und
Stellen für Arbeitnehmer in fachlich gebotener
Menge und Struktur einzurichten; die Ermächti-
gung gilt sinngemäß für die Personen, die für
Betriebe der Freien Hansestadt Bremen (Stadt-
gemeinde) nach § 26 der Landeshaushaltsord-
nung oder Stiftungen des öffentlichen Rechts
verantwortlich sind, soweit diese nicht als Pro-
duktgruppe im Produktgruppenhaushalt geführt
werden; ein etwaiges Zustimmungserfordernis
des jeweiligen Aufsichtsgremiums bleibt hier-
von unbenommen. 

(2) Die Personen, die für einen Produktbereich ver-
antwortlich sind, werden ermächtigt, Nachbewilligun-
gen innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Höhe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen; ausgenom-
men hiervon sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5
und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven
Ausgaben der Gruppe 988. 

(3) Die Personen, die für einen Produktplan verant-
wortlich sind, werden ermächtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktplans bis zur Höhe von 
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen, ausgenom-
men hiervon sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5
und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven
Ausgaben der Gruppe 988. 

(4) Soweit im Rahmen der Ermächtigungen nach
Absatz 1 Nr. 1 und 2, Absatz 2, 3 und 5 längerfristige
Verpflichtungen, die über die Ermächtigungen nach 
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, ein-
gegangen werden sollen, ist die Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich. 

(5) Die Ermächtigungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 4,
Absatz 2 und Absatz 3 gelten auch für produktgrup-
peninterne, produktgruppenübergreifende sowie pro-
duktbereichsübergreifende Nachbewilligungen mit
Deckung aus bereits erzielten Mehreinnahmen, so-
weit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von
Mindereinnahmen an anderer Stelle des Produktplans
dienen müssen. 

(6) Für produktgruppenübergreifende sowie pro-
duktbereichsübergreifende Nachbewilligungen von
nicht übertragbaren Ausgaben zwischen den Grup-
pen 422 und 428 gelten die Regelungen der Absätze 2
und 3. Dies schließt die Ermächtigung ein, Planstellen
und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des
Produktplans bis zu einem Finanzvolumen von 
100 000 Euro zu verlagern. 

(7) Die für die jeweiligen Produktbereiche Verant-
wortlichen werden ermächtigt, Sperren nach § 22 der
Landeshaushaltsordnung gemäß § 36 der Landeshaus-
haltsordnung für solche Baumaßnahmen aufzuheben,
deren Gesamtkosten 500 000 Euro nicht überschrei-
ten. 

(8) Die für die jeweiligen Produktbereiche Verant-
wortlichen werden ermächtigt, veranschlagte Ver-
pflichtungsermächtigungen für in sich abgeschlossene
Maßnahmen mit einem Gesamtbetrag von bis zu 
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im
Rahmen des nächstjährigen Haushalts oder in der gel-
tenden Finanzplanung gesichert ist. 

(9) Die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 bis 3
und Absatz 6 gelten nur, soweit die Leistungsziele
nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch
die Regelungen der Absätze 1 bis 9 unberührt. 

(11) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die
nach den Absätzen 1 bis 9 erforderlichen Verfahrens-
regelungen zu treffen. 

§ 7 

Planungssicherheit 

(1) Aus Gründen der Planungssicherheit stehen für
den Bereich der konsumtiven Ausgaben (Hauptgrup-
pen 5 und 6 und Gruppe 988) und für den Bereich der
investiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und
Gruppe 988) für den Gesamthaushalt jeweils 95 vom
Hundert der Anschläge zur Verfügung. Der Senat wird
ermächtigt, in diesem Rahmen die Anteilsätze der Pro-
duktbereiche auf der Grundlage von Verpflichtungs-
graden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffs-
rechte des Senats nach § 41 der Landeshaushaltsord-
nung eingeschränkt. 

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis
spätestens 15. Oktober, allgemeine Haushaltsver-
schlechterungen ergeben, die Bewirtschaftungsmaß-
nahmen nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erfor-
derlich machen, sind diese aus den im Gesamthaus-
halt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren. 



(3) Sofern der Senat seine Ermächtigung nach Ab-
satz 1 in Anspruch nimmt, ist der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss über die sich daraus ergebenden An-
passungen der im Produktgruppenhaushalt vereinbar-
ten Personal- und Leistungsziele zu unterrichten. Die
Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, das nähere
Verfahren zu regeln. 

§ 8 

Übertragbarkeiten 

Nach § 19 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung wer-
den die Ausgaben der Gruppe 441, der Hauptgruppen 5
und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988
für übertragbar erklärt. Die Übertragbarkeit gilt nicht,
sofern sie durch Haushaltsvermerk ausgeschlossen ist.
Eine Übertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben
zum Ausgleich von Mehrausgaben oder von Minder-
einnahmen herangezogen werden müssen. 

§ 9 

Rücklagenbildung 

(1) Die am Ende des Haushaltsjahres nicht ver-
brauchten nicht übertragbaren Personalausgaben so-
wie erzielte allgemeine Mehreinnahmen einer Pro-
duktgruppe, die nicht zum Ausgleich etwaiger Min-
dereinnahmen bzw. unabweisbarer Mehrausgaben in-
nerhalb des Produktplanes heranzuziehen sind, dür-
fen einer Rücklage innerhalb eines Produktplanes zu-
geführt werden. Die Feststellung der Höhe der infrage
kommenden Rücklagenzuführung bedarf nach Ab-
stimmung mit der Senatorin für Finanzen der Zustim-
mung des Haushalts- und Finanzausschusses. 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, über die in Absatz 1 enthaltenen Regelun-
gen hinaus weitergehenden Rücklagenbildungen zu-
zustimmen. 

(3) Soweit für einzelne Produktpläne Rücklagen ge-
bildet worden sind, dürfen diese entsprechend den
Regelungen des § 6 Abs. 3 für Zwecke des jeweiligen
Produktplanes genutzt werden. Die Verwendung die-
ser Mittel für die Einstellung unbefristeten Personals
ist nicht zulässig. 

§ 10 

Rücklage für Versorgungsvorsorge 

(1) Die aus der Verbeamtung von Angestellten ent-
standenen und die künftig bei Verbeamtungen oder
durch Umwandlung von Stellen für Angestellte in
Planstellen für Beamte noch entstehenden Entlas-
tungseffekte bei den Dienstbezügen, den Versor-
gungszuschlägen bei refinanzierter Beschäftigung
und den Versorgungsumlagebeträgen ausgegliederter
Einrichtungen sowie durch die Senatorin für Finanzen
festgestellte Minderausgaben bei den Gruppen 422
und 428, die aus Teilzeitbeschäftigung nach § 71b des
Bremischen Beamtengesetzes oder nach dem Tarifver-
trag zur Regelung der Altersteilzeit vom 5. Mai 1998
resultieren, sind als Rückstellungen der Anstalt zur
Bildung einer Rücklage für Versorgungsvorsorge der
Freien Hansestadt Bremen zuzuführen. 

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschäfti-
gung abzuführende Versorgungszuschlag beträgt bei
Beamten und Richtern 30 vom Hundert der Besol-
dungsaufwendungen und bei ruhelohnanwartschafts-
berechtigten Arbeitnehmern 14,29 vom Hundert des
Arbeitnehmerbruttos. 

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Ein-
richtungen der Stadtgemeinde für die bei ihnen täti-
gen Beschäftigten zu leistende Versorgungsumlage
beträgt bei Beamten und Richtern 35 vom Hundert der
Besoldungsaufwendungen und bei ruhelohnanwart-
schaftsberechtigten Arbeitnehmern 14,29 vom Hun-
dert des Arbeitnehmerbruttos. 

(4) Zum Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteil-
zeit werden die gebildeten Rückstellungen bei der
Anstalt zur Bildung einer Rücklage für Versorgungs-
vorsorge der Freien Hansestadt Bremen im Rahmen
der Veranschlagung in den Folgejahren in den Haus-
halt zurückgeführt; im Umfang dieser Rückführung
können nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 6
Abs. 5 refinanzierte Planstellen und Stellen eingerich-
tet werden. 

(5) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, das
nähere Verfahren zu regeln. 

§ 11 

Unterjähriges Controlling/Berichtswesen/Vollzug
der Sondervermögen nach § 26 Landeshaushalts-

ordnung 

(1) Ziel des unterjährigen Controllings ist es, auf der
Grundlage des Produktgruppenhaushalts unter Ein-
beziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugrei-
fen, soweit diese von finanzieller, personalwirtschaft-
licher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei
Abweichungen rechtzeitig Gegensteuerungsmaßnah-
men einzuleiten und Vorschläge zur Einhaltung des
Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungs-
ziele aufzuzeigen. 

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und
Finanzausschuss auf den Ebenen des Gesamthaus-
halts, der Produktbereiche und Produktpläne sowie
für die Betriebe, sonstigen Sondervermögen, Beteili-
gungen und Zuwendungsempfänger periodisch Be-
richte vorzulegen. Für den Investitionsbereich des
Haushalts sind dabei auch sämtliche Vorbelastungen
künftiger Haushaltsjahre – nach Jahren getrennt –
darzustellen. Im Übrigen wird der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss ermächtigt, Form, Inhalt und Periodi-
zität des Berichtswesens festzulegen. 

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haus-
halts- und Finanzausschusses bleibt von dem Berichts-
wesen nach den Absätzen 1 und 2 unberührt. Der
Haushalts- und Finanzausschuss wird ermächtigt, zum
Vollzug der Wirtschaftspläne der Betriebe und sonsti-
gen Sondervermögen nach § 26 Landeshaushaltsord-
nung das nähere Verfahren zu regeln. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die
zur Realisierung eines alle Einrichtungen der Stadt-
gemeinde umfassenden Personalmanagements und 
-controllings erforderlichen Daten im Datenbank-
system PuMa (Personalverwaltung und Management)
zu verarbeiten. Dies schließt die der Budgetierung zu-
grunde liegenden Daten, Daten über krankheitsbe-
dingte Fehlzeiten, zum Arbeitsschutz und nach dem
Landesgleichstellungsgesetz ein. Hierzu gehört auch
die Unterstützung des dezentralen Personalcontrol-
lings und der dezentralen Personal- und Stellenver-
waltung einschließlich Gehaltssachbearbeitung. Die
in Absatz 2 genannten Einrichtungen der Freien Han-
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sestadt Bremen (Stadtgemeinde), deren Personaldaten
im Rahmen des Datenbanksystems PuMa nicht oder
nur teilweise zur Verfügung stehen, sind verpflichtet,
der Senatorin für Finanzen diese periodisch und auto-
matisiert zur Verfügung zu stellen. Die Senatorin für
Finanzen wird ermächtigt, die hierzu erforderlichen
Verfahrensregelungen zu treffen. 

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch
die Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt. 

§ 12 

Sonstige Ermächtigungen des Haushalts- und 
Finanzausschusses 

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, wesentliche Änderungen der im Produkt-
gruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu be-
schließen. 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird darü-
ber hinaus ermächtigt, 

1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen
von Deckungsmöglichkeiten im laufenden Haus-
haltsjahr zu beschließen, 

2. anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächti-
gungen andere (über- oder außerplanmäßige)
Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen, 

3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fällen zuzu-
lassen, in denen ein unmittelbarer Zusammen-
hang zwischen Einnahmen und Ausgaben be-
steht, 

4. die erforderlichen Stellenplanänderungen vor-
zunehmen, die sich ergeben aus 

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf
dem Gebiet des Personalrechts, die für die
Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
verbindlich sind, 

b) etwaigen Änderungen des bremischen Besol-
dungs- und Laufbahnrechts, 

c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz, 

d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz, 

Voraussetzung ist, dass ein unabweisbarer Be-
darf ein Hinausschieben bis zur Verkündung des
nächsten Haushaltsgesetzes ausschließt, 

5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haus-
halts umzusetzen und in Fällen der Umsetzung
zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt
in dem aufnehmenden Haushalt entsprechende
Planstellen und Stellen neu zu schaffen und die
in dem abgebenden Haushalt nicht mehr
benötigten Planstellen und Stellen zu streichen, 

6. alle mit der Gründung von Betrieben nach § 26
Abs. 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung ver-
bundenen haushaltsmäßigen Umsetzungen vor-
zunehmen, 

7. Ausgabebeschränkungen unter Berücksichti-
gung der Regelungen nach § 7 festzulegen, die
zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen;
dazu kann insbesondere das den Ressorts zur
Verfügung stehende Haushaltsvolumen begrenzt
und der Liquiditätsabfluss zeitlich eingeschränkt
werden. 

(3) Die aufgrund der Ermächtigungen in § 12 des
Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen für
das Haushaltsjahr 2007 durch den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss beschlossenen Stellenplanänderungen
und die für das Haushaltsjahr 2007 ohne Befristung
bewilligten Stellen gelten auch für das Haushaltsjahr
2008. 

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, die Deckungsfähigkeiten nach § 4, die
Übertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Be-
fugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von
Verpflichtungsermächtigungen nach § 6, die Über-
tragbarkeiten nach § 8 sowie die Möglichkeit zur
Rücklagenbildung nach § 9 gegebenenfalls im Einzel-
fall zu begrenzen oder aufzuheben. 

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, zur Sicherung der Personalhaushalte für
Produktpläne gegebenenfalls 

1. einen Beförderungsstopp, 

2. einen Einstellungsstopp, 

3. die Rücknahme dezentraler personalwirtschaft-
licher Befugnisse 

zu beschließen. Er kann die Personalhaushalte für Pro-
duktpläne in Teilen oder in Gänze zu Personalüber-
hangbereichen erklären, in denen fluktuationser-
höhende und mobilitätsfördernde Instrumente bis hin
zum dienststellenübergreifenden Personaleinsatz aus-
zuschöpfen sind. 

§ 13 

Kreditermächtigungen 

(1) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur
Höhe von 1 146 332 040 Euro aufzunehmen, 

2. Kredite zur Tilgung von Schulden, für die Aus-
gaben im Kreditfinanzierungsplan nicht vorge-
sehen sind, aufzunehmen, 

3. ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff auf
die Kreditermächtigung des nächsten Haus-
haltsjahres Kredite bis zur Höhe von 6 vom Hun-
dert des in § 1 Abs. 1 festgestellten Betrages der
Einnahme und Ausgabe aufzunehmen; die da-
nach aufgenommenen Kredite sind auf die Kre-
ditermächtigungen des nächsten Haushaltsjah-
res anzurechnen. 

(2) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der
Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnis-
sen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu
bestimmen. Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann
die Senatorin für Finanzen auch ergänzende Verein-
barungen treffen, die der Steuerung von Zinsände-
rungsrisiken sowie der Erzielung günstiger Konditio-
nen und ähnlichen Zwecken bei bestehenden Schul-
den, neuen Krediten sowie Anschlussfinanzierungen
für im Finanzplanzeitraum fällig werdende Tilgungen
dienen. Die Höchstgrenze für derartige Vereinbarun-
gen ist auf den vierfachen Betrag des in Absatz 1 Nr. 1
genannten Betrages begrenzt. 

(3) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Kassenverstärkungskredite bis zu 8 vom Hundert des
in § 1 Abs. 1 festgestellten Betrages der Einnahme und
Ausgabe aufzunehmen. Dieser Betrag erhöht sich um



die noch nicht aufgenommenen Darlehen am Kredit-
markt nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sowie ab 1. Oktober
2008 um 4 vom Hundert des in § 1 Abs. 1 festgelegten
Betrages der Einnahme und Ausgabe. Auf die Kredit-
ermächtigung sind die Beträge anzurechnen, die auf-
grund von Ermächtigungen früherer Haushaltsgesetze
aufgenommen sind. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, für
den Liquiditätsausgleich mit dem Klinikum Bremen-
Mitte gGmbH, dem Klinikum Bremen-Nord gGmbH,
dem Klinikum Bremen-Ost gGmbH und dem Klini-
kum Links der Weser gGmbH Kassenverstärkungs-
kredite bis zur Höhe von 200 000 000 Euro aufzuneh-
men. 

(5) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. Kredite bis zu einer Höhe von 5 666 000 Euro als
Schuldübernahme aus dem Entwicklungsbereich
Arsten-Südwest zulasten der Stadtgemeinde
Bremen zu übernehmen und zu prolongieren, 

2. Kredite bis zu einer Höhe von 19 200 000 Euro
als Schuldübernahme aus dem Entwicklungsbe-
reich Weidedamm III zulasten der Stadtgemeinde
Bremen zu übernehmen und zu prolongieren. 

(6) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Darlehen 

1. bis zur Höhe von 45 707 000 Euro zur Finanzie-
rung investiver Zwecke des Sondervermögens
„Immobilien und Technik der Stadtgemeinde
Bremen“ (SVIT-S), 

2. bis zur Höhe von 232 823 000 Euro zur Finanzie-
rung investiver Zwecke des Sondervermögens
„Sondervermögen Hafen“, 

3. bis zur Höhe von 23 779 000 Euro zur Finanzie-
rung investiver Zwecke des Sondervermögens
„Sondervermögen Überseestadt“ 

zulasten der jeweiligen Betriebe oder Sondervermö-
gen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung aufzuneh-
men. 

(7) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Kredite zur Deckung überplanmäßiger Tilgungen von
Schulden der in den Absätzen 5 und 6 genannten
Zwecke und Sondervermögen aufzunehmen, soweit
keine planmäßige Tilgung gemäß Wirtschaftsplan vor-
gesehen ist. Für die Ermächtigungen nach den Absät-
zen 5 und 6 sowie Absatz 7 Satz 1 gilt § 18 Abs. 3 der
Landeshaushaltsordnung entsprechend. 

§ 14 

Sonstige Verfahrensvorschriften 

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte
Ausgaben für Baumaßnahmen gelten als entsperrt. 

(2) In Höhe der in den Vorjahren erteilten Verpflich-
tungsermächtigungen gelten die entsprechenden Aus-
gaben, soweit sie unter die Sperre des § 22 der Lan-
deshaushaltsordnung fallen, als entsperrt. 

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch
genommene Verpflichtungsermächtigungen, die aus
Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht
abgedeckt werden können, gelten fort. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses nicht benötigte Ausgaben zu sperren, 

2. in Höhe vorjähriger Verlustvorträge Beträge bei
den konsumtiven Ausgaben zu sperren bzw.
zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen, 

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur
Höhe von 100 000 Euro im Rahmen von
Deckungsmöglichkeiten einschließlich damit
verbundener oder für sich erforderlicher Verän-
derungen bei den Beschäftigungszielzahlen,
dem Stellenvolumen und dem Stellenindex vor-
zunehmen, dies schließt die Ermächtigung ein,
Veränderungen bei Planstellen und Stellen im
Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 3 mit produktplan-
übergreifendem Ausgleich innerhalb einer
Dienststelle unbeachtlich der Besoldung-/Ent-
lohnungsgrenzen des § 6 Abs. 1 Nr. 3 vorzuneh-
men, 

4. über- bzw. außerplanmäßige Verpflichtungser-
mächtigungen bis zu 500 000 Euro zu erteilen,
sofern die Abfinanzierung im Rahmen des
nächstjährigen Haushalts oder in der Finanzpla-
nung sichergestellt ist, 

5. die Sperre für alle Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen für Baumaßnahmen nach
§ 22 Abs. 2 der Landeshaushaltsordnung aufzu-
heben, 

6. Anzahl und Struktur der Stellen für Auszubil-
dende an die beschlossene und finanziell gesi-
cherte Ausbildungsplanung anzupassen, 

7. innerhalb der von den Deckungsfähigkeiten
nach § 4 Abs. 2 ausgenommenen Ausgaben der
Gruppe 441 und den für die Nachversicherung
ausgeschiedener Beamter und Richter veran-
schlagten Mitteln produktplanübergreifend ei-
nen Ausgleich vorzunehmen. 

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haus-
haltsdeckung dienen, nicht erzielt werden, sind die
Verantwortlichen verpflichtet, entsprechende Mehr-
einnahmen oder Minderausgaben an anderer Stelle
nachzuweisen. Die Senatorin für Finanzen wird er-
mächtigt, das Verfahren zu regeln. 

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebunde-
ner Einnahmen, außer bei Kreditaufnahmen, dürfen
die entsprechenden Ausgaben nach Maßgabe der von
der Senatorin für Finanzen einzurichtenden Titel über-
oder außerplanmäßig geleistet werden. 

(7) Bei der Nutzungsüberlassung von Grundstücken
und Grundstücksteilen darf mit Zustimmung der Se-
natorin für Finanzen von den Vorschriften des § 63
Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 3 der Landeshaushalts-
ordnung abgewichen werden. 

(8) Erstattungen von Bediensteten für die geneh-
migte private Nutzung von Geräten und Einrichtun-
gen dürfen von den Ausgaben abgesetzt werden. 

(9) Die Gewährung von Prämien und Zulagen nach
der Bremischen Verordnung über die Gewährung von
Prämien und Zulagen für besondere Leistungen kann
nur im Rahmen der Personalbudgets erfolgen. Zur Si-
cherstellung einer gleichmäßigen Gewährung von
Prämien und Zulagen kann ein Ausgleich im jeweili-
gen Produktplan hergestellt werden. 
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(10) Die in den Jahren 1999 bis 2017 im Sinne von 
§ 14a des Bundesbesoldungsgesetzes zur Sicherung
der Versorgungsaufwendungen in ein Sondervermö-
gen abzuführenden Besoldungsanteile sind innerhalb
der Personalbudgets darzustellen. 

(11) Die infolge der Bewilligung von Altersteilzeit in
Form des Blockmodells bei unabweisbaren Bedarfen
von den für eine Produktgruppe Verantwortlichen im
Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 4 zusätzlich ausgebrachten re-
finanzierten Planstellen und Stellen dürfen erst ab Be-
ginn der Freistellungsphase in Anspruch genommen
werden. Für die Wiederbesetzung durch Absolventen
interner Ausbildungsgänge kann die Inanspruchnah-
me zum Zeitpunkt der Übernahme erfolgen. 

(12) Im Zusammenhang mit der Altersteilzeit in Form
des Blockmodells absehbare Wiederbesetzungsbedarfe
werden im Rahmen der Personalplanung bei der
spartenbezogenen Auflösung der zunächst global in
den Haushalten veranschlagten Mittel für neue Aus-
bildungsjahrgänge berücksichtigt. 

(13) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, im
Falle außerordentlicher Inanspruchnahme in Haft-
pflichtfällen, die nicht aus in der Haushaltsstelle
3992/681 50-0, Schadenersatzleistungen bei Haft-
pflichtfällen, veranschlagten Mitteln finanziert wer-
den kann, bis zur Endabrechnung über den Haft-
pflichtschadenausgleich der Deutschen Großstädte
vorschussweise Zahlungen zu leisten, die im Rahmen
der Ermächtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten
nach § 13 Abs. 5 zu finanzieren sind. 

§ 15 

Kosten- und Leistungsrechnung 

Die mit der Durchführung der Kosten- und Leis-
tungsrechnung beauftragten Personen stellen die Ein-
richtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die für diesen
Zweck notwendigen Datenbestände des Rechnungs-
wesens einzusehen und zu verarbeiten. 

§ 16 

Zuwendungsempfänger 

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für
Zuwendungen nach § 23 der Landeshaushaltsordnung
zur institutionellen Förderung dürfen nur mit der Auf-
lage bewilligt werden, dass der Zuwendungsempfän-
ger seine Beschäftigten nicht besser stellt als ver-
gleichbare Beschäftigte der bremischen Verwaltung;
vorbehaltlich einer abweichenden tarifvertraglichen
Regelung dürfen deshalb keine günstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie für Beschäf-
tigte der bremischen Verwaltung jeweils vorgesehen

sind. Entsprechendes gilt für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung, wenn die Gesamtausgaben des Zu-
wendungsempfängers überwiegend aus öffentlichen
Mitteln finanziert werden. Die Senatorin für Finanzen
wird ermächtigt, ein Regelwerk für unabweisbare
Ausnahmen zu erlassen. 

§ 17 

Bürgschaften, Garantien, sonstige Gewährleistungen 

(1) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährleis-
tungen in folgender Höhe zu übernehmen: 

1. zur Förderung von Verkehrsbetrieben bis zu 
52 000 000 Euro, 

2. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH bis
zur Höhe von 103 000 000 Euro, 

3. im Übrigen bis zu 300 000 000 Euro, 

4. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt
Bremen (Stadtgemeinde) und von Zuwendungs-
empfängern der Freien Hansestadt Bremen
(Stadtgemeinde) aus der Haftung für Leihgaben
im Bereich Kunst und Kultur bis zu 
310 000 000 Euro; 

die Senatorin für Finanzen darf die Ermächtigung
nach Nr. 1 bis 4 an eine Gesellschaft übertragen. 

(2) Gewährleistungen, die nicht in Euro übernom-
men werden, sind zu dem Mittelkurs, der vor Ausferti-
gung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt wor-
den ist, auf den Höchstbetrag anzurechnen. 

(3) Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr-
leistungen für Kredite, die im laufenden Haushaltsjahr
übernommen und zurückgeführt worden sind, sind
nicht auf die Höchstbeträge abzurechnen. Das gilt
auch für Haftungsübernahmen gemäß der Ermächti-
gung des Absatzes 1 Nr. 4. 

§ 18 

Technische Ermächtigungen 

Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, im
Haushalts-, Produktgruppen- oder Stellenplan not-
wendige technische Anpassungen vorzunehmen. 

§ 19 

Inkrafttreten 

Dieses Ortsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2008 in Kraft. 

Bremen, den 15. April 2008

Der Senat



Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen
(Stadtgemeinde) 

für das Haushaltsjahr 2009 

Vom 15. April 2008

Der Senat verkündet das nachstehende von der
Stadtbürgerschaft beschlossene Ortsgesetz: 

§ 1 

Feststellungsklauseln 

(1) Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009
wird in Einnahme und Ausgabe auf 2 678 712 260 Euro,
die Verpflichtungsermächtigungen werden auf 
411 931 340 Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird
diesem Gesetz als Anlage beigefügt. 

(2) Das im Stellenplan für das Haushaltsjahr 2009
für den Personalhaushalt ausgewiesene Stellenvolu-
men wird auf 7244 festgesetzt. Der Stellenindex be-
trägt 1,27. Für die Sonderhaushalte wird das Stellen-
volumen auf 183 und der Stellenindex auf 0,88 festge-
setzt. Daneben werden für 

den Personalhaushalt 718 

die Betriebe und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts 2445 

und die sonstigen Einrichtungen 
der Freien Hansestadt Bremen 
(Stadtgemeinde) 1757 

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. 

§ 2 

Produktgruppenhaushalt 

(1) Neben dem nach den allgemeinen Vorschriften
des Haushaltsgrundsätzegesetzes und der Landes-
haushaltsordnung aufgestellten Haushalt ist im Sinne
von § 7a der Landeshaushaltsordnung ein leistungsbe-
zogener Haushalt für das Land und die Stadtgemeinde
Bremen aufgestellt worden. Dieser Haushalt ordnet
den aufgabenbezogenen Budgets verbindliche Fi-
nanz-, Personal- und Leistungsziele in Art und Um-
fang zu (Produktgruppenhaushalt). 

(2) Der Produktgruppenhaushalt gliedert sich in
Produktpläne, Produktbereiche und Produktgruppen. 

(3) Für den Vollzug des Produktgruppenhaushalts
gelten die Ermächtigungen dieses Gesetzes ausschließ-
lich für die Einnahmen und Ausgaben im Haushalt der
Stadtgemeinde. 

§ 3 

Verantwortlichkeiten 

(1) Die Fach-, Personal- und Finanzverantwortung
einschließlich der Verantwortung im Sinne von § 9 der
Landeshaushaltsordnung für die Erledigung der Auf-
gaben der bremischen Verwaltung werden zusam-
mengeführt. Für die Verantwortungsebenen Produkt-
plan, Produktbereich und Produktgruppe sind die ver-
antwortlichen Personen der Senatorin für Finanzen zu
benennen. 

(2) Die Befugnis zur Einwilligung bei der Einstel-
lung und Versetzung von Beamten und Richtern in
den Dienst der Freien Hansestadt Bremen (Stadtge-
meinde) nach § 48 der Landeshaushaltsordnung wird
von der Senatorin für Finanzen auf die für einen Pro-
duktplan verantwortliche Person übertragen. Versor-

gungslasten für die nach Satz 1 ernannten Beamten
und Richter, die für Zeiten vor der Ernennung vom
Dienstherrn zu tragen sind, sind im Rahmen des de-
zentralen Personalbudgets zu erwirtschaften. 

(3) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
weitere Verfahrensregelungen zu treffen. 

§ 4 

Deckungsfähigkeiten 

(1) Die Regelungen zur Deckungsfähigkeit der Mit-
tel in § 20 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung werden
für das Haushaltsjahr 2009 aufgehoben. 

(2) Auf der Grundlage von § 20 Abs. 2 der Landes-
haushaltsordnung sind innerhalb einer Produktgruppe
gegenseitig deckungsfähig 

1. die nicht übertragbaren Ausgaben der 
Gruppen 422 und 428, 

2. die sonstigen nicht übertragbaren Ausgaben der
Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Gruppe 441, 

3. die Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und
die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988, 

4. die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 und
die investiven Ausgaben der Gruppe 988. 

(3) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungs-
fähigkeit nach Absatz 2 sind diejenigen Ausgaben, für
die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist. 

(4) Die Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit
für Baumaßnahmen der Hauptgruppe 7 gilt nur für
nach § 36 in Verbindung mit § 54 der Landeshaushalt-
sordnung freigegebene Maßnahmen, bei denen der
Kostenrahmen nicht überschritten wird. Gleiches gilt
sinngemäß für Zuschüsse zu Baumaßnahmen, die
über die Hauptgruppe 8 oder die Gruppe 988 abge-
wickelt werden. 

§ 5 

Investitionsausgaben 

Im Sinne von Artikel 131a der Landesverfassung
dürfen die bei den Hauptgruppen 7 und 8 sowie bei
der Gruppe 988 investiv veranschlagten Ausgaben
grundsätzlich nur für investive Zwecke im Sinne von 
§ 13 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung
verausgabt werden. Etwaige Ausnahmen bedürfen
des Einvernehmens mit der Senatorin für Finanzen. 

§ 6 

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen, Erteilung
von Verpflichtungsermächtigungen 

(1) Die Personen, die für eine Produktgruppe ver-
antwortlich sind, werden ermächtigt, 

1. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei
den Hauptgruppen 7 und 8 und den investiven
Ausgaben der Gruppe 988 zulasten von Ausga-
ben der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppe 988 nachzubewilli-
gen, 

2. alle übrigen produktgruppeninternen Nachbe-
willigungen bis zur Höhe von 100 000 Euro im
Einzelfall vorzunehmen; ausgenommen hiervon
sind 
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a) Nachbewilligungen zugunsten nicht über-
tragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und
428, 

b) Nachbewilligungen zulasten der Gruppe 441, 

c) Einsparungen zulasten von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven
Ausgaben der Gruppe 988 zugunsten von
Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie
der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988, 

3. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung
des Stellenvolumens und des Stellenindexes
Veränderungen bei Planstellen bis Besoldungs-
gruppe A 14 sowie bei planmäßigen Stellen bis
Entgeltgruppe 14 Tarifverträge für den öffent-
lichen Dienst (TvL und TvÖD) vorzunehmen, 
soweit das Finanzvolumen der Maßnahme 
100 000 Euro im Jahr nicht überschreitet; in allen
anderen Fällen ist die Zustimmung des zur Ein-
richtung, Streichung und Hebung von Plan-
stellen und Stellen ermächtigten Haushalts- und
Finanzausschusses erforderlich; die Ermächti-
gung nach Satz 1 und 2 schließt ein, Planstellen
und Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Per-
sonalausgaben dauerhaft eingespart werden, 

4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer
gesicherten Refinanzierung Planstellen und
Stellen für Arbeitnehmer in fachlich gebotener
Menge und Struktur einzurichten; die Ermächti-
gung gilt sinngemäß für die Personen, die für
Betriebe der Freien Hansestadt Bremen (Stadt-
gemeinde) nach § 26 der Landeshaushaltsord-
nung oder Stiftungen des öffentlichen Rechts
verantwortlich sind, soweit diese nicht als Pro-
duktgruppe im Produktgruppenhaushalt geführt
werden; ein etwaiges Zustimmungserfordernis
des jeweiligen Aufsichtsgremiums bleibt hier-
von unbenommen. 

(2) Die Personen, die für einen Produktbereich ver-
antwortlich sind, werden ermächtigt, Nachbewilligun-
gen innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Höhe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen; ausgenom-
men hiervon sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5
und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven
Ausgaben der Gruppe 988. 

(3) Die Personen, die für einen Produktplan verant-
wortlich sind, werden ermächtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktplans bis zur Höhe von 
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen, ausgenom-
men hiervon sind Nachbewilligungen 

a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der
Gruppen 422 und 428, 

b) zulasten der Gruppe 441, 

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5
und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der
Gruppe 988 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven
Ausgaben der Gruppe 988. 

(4) Soweit im Rahmen der Ermächtigungen nach
Absatz 1 Nr. 1 und 2, Absatz 2, 3 und 5 längerfristige
Verpflichtungen, die über die Ermächtigungen nach 
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, ein-
gegangen werden sollen, ist die Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich. 

(5) Die Ermächtigungen nach Absatz 1 Nr. 2 und 4,
Absatz 2 und Absatz 3 gelten auch für produktgrup-
peninterne, produktgruppenübergreifende sowie pro-
duktbereichsübergreifende Nachbewilligungen mit
Deckung aus bereits erzielten Mehreinnahmen, so-
weit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von
Mindereinnahmen an anderer Stelle des Produktplans
dienen müssen. 

(6) Für produktgruppenübergreifende sowie produkt-
bereichsübergreifende Nachbewilligungen von nicht
übertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422
und 428 gelten die Regelungen der Absätze 2 und 3.
Dies schließt die Ermächtigung ein, Planstellen und
Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produkt-
plans bis zu einem Finanzvolumen von 100 000 Euro
zu verlagern. 

(7) Die für die jeweiligen Produktbereiche Verant-
wortlichen werden ermächtigt, Sperren nach § 22 der
Landeshaushaltsordnung gemäß § 36 der Landeshaus-
haltsordnung für solche Baumaßnahmen aufzuheben,
deren Gesamtkosten 500 000 Euro nicht überschrei-
ten. 

(8) Die für die jeweiligen Produktbereiche Verant-
wortlichen werden ermächtigt, veranschlagte Ver-
pflichtungsermächtigungen für in sich abgeschlossene
Maßnahmen mit einem Gesamtbetrag von bis zu 
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im
Rahmen des nächstjährigen Haushalts oder in der gel-
tenden Finanzplanung gesichert ist. 

(9) Die Ermächtigungen nach den Absätzen 1 bis 3
und Absatz 6 gelten nur, soweit die Leistungsziele
nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch
die Regelungen der Absätze 1 bis 9 unberührt. 

(11) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die
nach den Absätzen 1 bis 9 erforderlichen Verfahrens-
regelungen zu treffen. 

§ 7 

Planungssicherheit 

(1) Aus Gründen der Planungssicherheit stehen für
den Bereich der konsumtiven Ausgaben (Hauptgrup-
pen 5 und 6 und Gruppe 988) und für den Bereich der
investiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und
Gruppe 988) für den Gesamthaushalt jeweils 95 vom
Hundert der Anschläge zur Verfügung. Der Senat wird
ermächtigt, in diesem Rahmen die Anteilsätze der Pro-
duktbereiche auf der Grundlage von Verpflichtungs-
graden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffs-
rechte des Senats nach § 41 der Landeshaushaltsord-
nung eingeschränkt. 

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis
spätestens 15. Oktober, allgemeine Haushaltsver-
schlechterungen ergeben, die Bewirtschaftungsmaß-
nahmen nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erfor-
derlich machen, sind diese aus den im Gesamthaus-
halt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren. 



(3) Sofern der Senat seine Ermächtigung nach Ab-
satz 1 in Anspruch nimmt, ist der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss über die sich daraus ergebenden An-
passungen der im Produktgruppenhaushalt vereinbar-
ten Personal- und Leistungsziele zu unterrichten. Die
Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, das nähere
Verfahren zu regeln. 

§ 8 

Übertragbarkeiten 

Nach § 19 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung wer-
den die Ausgaben der Gruppe 441, der Hauptgruppen 5
und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 988
für übertragbar erklärt. Die Übertragbarkeit gilt nicht,
sofern sie durch Haushaltsvermerk ausgeschlossen ist.
Eine Übertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben
zum Ausgleich von Mehrausgaben oder von Minder-
einnahmen herangezogen werden müssen. 

§ 9 

Rücklagenbildung 

(1) Die am Ende des Haushaltsjahres nicht ver-
brauchten nicht übertragbaren Personalausgaben so-
wie erzielte allgemeine Mehreinnahmen einer Pro-
duktgruppe, die nicht zum Ausgleich etwaiger Min-
dereinnahmen bzw. unabweisbarer Mehrausgaben in-
nerhalb des Produktplanes heranzuziehen sind, dür-
fen einer Rücklage innerhalb eines Produktplanes zu-
geführt werden. Die Feststellung der Höhe der infrage
kommenden Rücklagenzuführung bedarf nach Ab-
stimmung mit der Senatorin für Finanzen der Zustim-
mung des Haushalts- und Finanzausschusses. 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, über die in Absatz 1 enthaltenen Regelun-
gen hinaus weitergehenden Rücklagenbildungen zu-
zustimmen. 

(3) Soweit für einzelne Produktpläne Rücklagen ge-
bildet worden sind, dürfen diese entsprechend den
Regelungen des § 6 Abs. 3 für Zwecke des jeweiligen
Produktplanes genutzt werden. Die Verwendung die-
ser Mittel für die Einstellung unbefristeten Personals
ist nicht zulässig. 

§ 10 

Rücklage für Versorgungsvorsorge 

(1) Die aus der Verbeamtung von Angestellten ent-
standenen und die künftig bei Verbeamtungen oder
durch Umwandlung von Stellen für Angestellte in
Planstellen für Beamte noch entstehenden Entlas-
tungseffekte bei den Dienstbezügen, den Versor-
gungszuschlägen bei refinanzierter Beschäftigung
und den Versorgungsumlagebeträgen ausgegliederter
Einrichtungen sowie durch die Senatorin für Finanzen
festgestellte Minderausgaben bei den Gruppen 422
und 428, die aus Teilzeitbeschäftigung nach § 71b des
Bremischen Beamtengesetzes oder nach dem Tarifver-
trag zur Regelung der Altersteilzeit vom 5. Mai 1998
resultieren, sind als Rückstellungen der Anstalt zur
Bildung einer Rücklage für Versorgungsvorsorge der
Freien Hansestadt Bremen zuzuführen. 

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschäfti-
gung abzuführende Versorgungszuschlag beträgt bei
Beamten und Richtern 30 vom Hundert der Besol-
dungsaufwendungen und bei ruhelohnanwartschafts-
berechtigten Arbeitnehmern 14,29 vom Hundert des
Arbeitnehmerbruttos. 

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Ein-
richtungen der Stadtgemeinde für die bei ihnen täti-
gen Beschäftigten zu leistende Versorgungsumlage
beträgt bei Beamten und Richtern 35 vom Hundert der
Besoldungsaufwendungen und bei ruhelohnanwart-
schaftsberechtigten Arbeitnehmern 14,29 vom Hun-
dert des Arbeitnehmerbruttos. 

(4) Zum Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteil-
zeit werden die gebildeten Rückstellungen bei der
Anstalt zur Bildung einer Rücklage für Versorgungs-
vorsorge der Freien Hansestadt Bremen im Rahmen
der Veranschlagung in den Folgejahren in den Haus-
halt zurückgeführt; im Umfang dieser Rückführung
können nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 6
Abs. 5 refinanzierte Planstellen und Stellen eingerich-
tet werden. 

(5) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, das
nähere Verfahren zu regeln. 

§ 11 

Unterjähriges Controlling/Berichtswesen/Vollzug
der Sondervermögen nach § 26 Landeshaushalts-

ordnung 

(1) Ziel des unterjährigen Controllings ist es, auf der
Grundlage des Produktgruppenhaushalts unter Ein-
beziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugrei-
fen, soweit diese von finanzieller, personalwirtschaft-
licher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei
Abweichungen rechtzeitig Gegensteuerungsmaßnah-
men einzuleiten und Vorschläge zur Einhaltung des
Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungs-
ziele aufzuzeigen. 

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und
Finanzausschuss auf den Ebenen des Gesamthaus-
halts, der Produktbereiche und Produktpläne sowie
für die Betriebe, sonstigen Sondervermögen, Beteili-
gungen und Zuwendungsempfänger periodisch Be-
richte vorzulegen. Für den Investitionsbereich des
Haushalts sind dabei auch sämtliche Vorbelastungen
künftiger Haushaltsjahre – nach Jahren getrennt – dar-
zustellen. Im Übrigen wird der Haushalts- und Finanz-
ausschuss ermächtigt, Form, Inhalt und Periodizität
des Berichtswesens festzulegen. 

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haus-
halts- und Finanzausschusses bleibt von dem Berichts-
wesen nach den Absätzen 1 und 2 unberührt. Der
Haushalts- und Finanzausschuss wird ermächtigt, zum
Vollzug der Wirtschaftspläne der Betriebe und sonsti-
gen Sondervermögen nach § 26 Landeshaushaltsord-
nung das nähere Verfahren zu regeln. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, die
zur Realisierung eines alle Einrichtungen der Stadtge-
meinde umfassenden Personalmanagements und 
-controllings erforderlichen Daten im Datenbanksys-
tem PuMa (Personalverwaltung und Management) zu
verarbeiten. Dies schließt die der Budgetierung zu-
grunde liegenden Daten, Daten über krankheitsbe-
dingte Fehlzeiten, zum Arbeitsschutz und nach dem
Landesgleichstellungsgesetz ein. Hierzu gehört auch
die Unterstützung des dezentralen Personalcontrol-
lings und der dezentralen Personal- und Stellenver-
waltung einschließlich Gehaltssachbearbeitung. Die
in Absatz 2 genannten Einrichtungen der Freien Han-
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sestadt Bremen (Stadtgemeinde), deren Personaldaten
im Rahmen des Datenbanksystems PuMa nicht oder
nur teilweise zur Verfügung stehen, sind verpflichtet,
der Senatorin für Finanzen diese periodisch und auto-
matisiert zur Verfügung zu stellen. Die Senatorin für
Finanzen wird ermächtigt, die hierzu erforderlichen
Verfahrensregelungen zu treffen. 

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch
die Regelungen der Absätze 1 bis 3 unberührt. 

§ 12 

Sonstige Ermächtigungen des Haushalts- und 
Finanzausschusses 

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, wesentliche Änderungen der im Produkt-
gruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu be-
schließen. 

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird darü-
ber hinaus ermächtigt, 

1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen
von Deckungsmöglichkeiten im laufenden Haus-
haltsjahr zu beschließen, 

2. anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächti-
gungen andere (über- oder außerplanmäßige)
Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen, 

3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fällen zuzu-
lassen, in denen ein unmittelbarer Zusammen-
hang zwischen Einnahmen und Ausgaben be-
steht, 

4. die erforderlichen Stellenplanänderungen vor-
zunehmen, die sich ergeben aus 

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf
dem Gebiet des Personalrechts, die für die
Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
verbindlich sind, 

b) etwaigen Änderungen des Bremischen Besol-
dungs- und Laufbahnrechts, 

c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz, 

d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz, 

Voraussetzung ist, dass ein unabweisbarer Be-
darf ein Hinausschieben bis zur Verkündung des
nächsten Haushaltsgesetzes ausschließt, 

5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haus-
halts umzusetzen und in Fällen der Umsetzung
zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt
in dem aufnehmenden Haushalt entsprechende
Planstellen und Stellen neu zu schaffen und die
in dem abgebenden Haushalt nicht mehr
benötigten Planstellen und Stellen zu streichen, 

6. alle mit der Gründung von Betrieben nach § 26
Abs. 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung ver-
bundenen haushaltsmäßigen Umsetzungen vor-
zunehmen, 

7. Ausgabebeschränkungen unter Berücksichti-
gung der Regelungen nach § 7 festzulegen, die
zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen;
dazu kann insbesondere das den Ressorts zur
Verfügung stehende Haushaltsvolumen begrenzt
und der Liquiditätsabfluss zeitlich eingeschränkt
werden. 

(3) Die aufgrund der Ermächtigungen in § 12 des
Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen für
das Haushaltsjahr 2008 durch den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss beschlossenen Stellenplanänderungen
und die für das Haushaltsjahr 2008 ohne Befristung
bewilligten Stellen gelten auch für das Haushaltsjahr
2009. 

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, die Deckungsfähigkeiten nach § 4, die
Übertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Be-
fugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von
Verpflichtungsermächtigungen nach § 6, die Über-
tragbarkeiten nach § 8 sowie die Möglichkeit zur
Rücklagenbildung nach § 9 gegebenenfalls im Einzel-
fall zu begrenzen oder aufzuheben. 

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird er-
mächtigt, zur Sicherung der Personalhaushalte für
Produktpläne gegebenenfalls 

1. einen Beförderungsstopp, 

2. einen Einstellungsstopp, 

3. die Rücknahme dezentraler personalwirtschaft-
licher Befugnisse 

zu beschließen. Er kann die Personalhaushalte für Pro-
duktpläne in Teilen oder in Gänze zu Personalüber-
hangbereichen erklären, in denen fluktuationser-
höhende und mobilitätsfördernde Instrumente bis hin
zum dienststellenübergreifenden Personaleinsatz aus-
zuschöpfen sind. 

§ 13 

Kreditermächtigungen 

(1) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur
Höhe von 926 158 000 Euro aufzunehmen, 

2. Kredite zur Tilgung von Schulden, für die Aus-
gaben im Kreditfinanzierungsplan nicht vorge-
sehen sind, aufzunehmen, 

3. ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff auf
die Kreditermächtigung des nächsten Haus-
haltsjahres Kredite bis zur Höhe von 6 vom Hun-
dert des in § 1 Abs. 1 festgestellten Betrages der
Einnahme und Ausgabe aufzunehmen; die da-
nach aufgenommenen Kredite sind auf die Kredit-
ermächtigungen des nächsten Haushaltsjahres
anzurechnen. 

(2) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der
Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnis-
sen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu
bestimmen. Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann
die Senatorin für Finanzen auch ergänzende Verein-
barungen treffen, die der Steuerung von Zinsände-
rungsrisiken sowie der Erzielung günstiger Konditio-
nen und ähnlichen Zwecken bei bestehenden Schul-
den, neuen Krediten sowie Anschlussfinanzierungen
für im Finanzplanzeitraum fällig werdende Tilgungen
dienen. Die Höchstgrenze für derartige Vereinbarun-
gen ist auf den vierfachen Betrag des in Absatz 1 Nr. 1
genannten Betrages begrenzt. 

(2 a) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, ab
dem 1. Januar 2010 bis zur Verkündung des Haus-
haltsgesetzes 2010 Vereinbarungen zu treffen, die der
Steuerung von Zinsänderungsrisiken sowie der Erzie-



lung günstiger Konditionen und ähnlichen Zwecken
bei bestehenden Schulden, neuen Krediten sowie An-
schlussfinanzierungen für im Finanzplanzeitraum fäl-
lig werdende Tilgungen dienen. 

(3) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Kassenverstärkungskredite bis zu 8 vom Hundert des
in § 1 Abs. 1 festgestellten Betrages der Einnahme und
Ausgabe aufzunehmen. Dieser Betrag erhöht sich um
die noch nicht aufgenommenen Darlehen am Kredit-
markt nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sowie ab 1. Oktober
2009 um 4 vom Hundert des in § 1 Abs. 1 festgelegten
Betrages der Einnahme und Ausgabe. Auf die Kredit-
ermächtigung sind die Beträge anzurechnen, die auf-
grund von Ermächtigungen früherer Haushaltsgesetze
aufgenommen sind. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, für
den Liquiditätsausgleich mit dem Klinikum Bremen-
Mitte gGmbH, dem Klinikum Bremen-Nord gGmbH,
dem Klinikum Bremen-Ost gGmbH und dem Klini-
kum Links der Weser gGmbH Kassenverstärkungs-
kredite bis zur Höhe von 200 000 000 Euro aufzuneh-
men. 

(5) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Darlehen 

1. bis zur Höhe von 25 037 000 Euro zur Finanzie-
rung investiver Zwecke des Sondervermögens
„Immobilien und Technik der Stadtgemeinde
Bremen“ (SVIT-S), 

2. bis zur Höhe von 75 503 000 Euro zur Finanzie-
rung investiver Zwecke des Sondervermögens
„Sondervermögen Hafen“, 

3. bis zur Höhe von 7 509 000 Euro zur Finanzie-
rung investiver Zwecke des Sondervermögens
„Sondervermögen Überseestadt“ 

zulasten der jeweiligen Betriebe oder Sondervermö-
gen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung aufzuneh-
men. 

(6) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Kredite zur Deckung überplanmäßiger Tilgungen von
Schulden der in Absatz 5 genannten Zwecke und Son-
dervermögen aufzunehmen, soweit keine planmäßige
Tilgung gemäß Wirtschaftsplan vorgesehen ist. Für die
Ermächtigungen nach Absatz 5 sowie Absatz 6 Satz 1
gilt § 18 Abs. 3 der Landeshaushaltsordnung entspre-
chend. 

§ 14 

Sonstige Verfahrensvorschriften 

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte
Ausgaben für Baumaßnahmen gelten als entsperrt. 

(2) In Höhe der in den Vorjahren erteilten Verpflich-
tungsermächtigungen gelten die entsprechenden
Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des § 22 der
Landeshaushaltsordnung fallen, als entsperrt. 

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch
genommene Verpflichtungsermächtigungen, die aus
Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht
abgedeckt werden können, gelten fort. 

(4) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, 

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses nicht benötigte Ausgaben zu sperren, 

2. in Höhe vorjähriger Verlustvorträge Beträge bei
den konsumtiven Ausgaben zu sperren bzw.
zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen, 

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur
Höhe von 100 000 Euro im Rahmen von
Deckungsmöglichkeiten einschließlich damit
verbundener oder für sich erforderlicher Verän-
derungen bei den Beschäftigungszielzahlen,
dem Stellenvolumen und dem Stellenindex vor-
zunehmen, dies schließt die Ermächtigung ein,
Veränderungen bei Planstellen und Stellen im
Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 3 mit produktplanüber-
greifendem Ausgleich innerhalb einer Dienst-
stelle unbeachtlich der Besoldung-/Entlohnungs-
grenzen des § 6 Abs. 1 Nr. 3 vorzunehmen, 

4. über- bzw. außerplanmäßige Verpflichtungser-
mächtigungen bis zu 500 000 Euro zu erteilen,
sofern die Abfinanzierung im Rahmen des
nächstjährigen Haushalts oder in der Finanzpla-
nung sichergestellt ist, 

5. die Sperre für alle Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen für Baumaßnahmen nach
§ 22 Abs. 2 der Landeshaushaltsordnung aufzu-
heben, 

6. Anzahl und Struktur der Stellen für Auszubil-
dende an die beschlossene und finanziell gesi-
cherte Ausbildungsplanung anzupassen, 

7. innerhalb der von den Deckungsfähigkeiten
nach § 4 Abs. 2 ausgenommenen Ausgaben der
Gruppe 441 und den für die Nachversicherung
ausgeschiedener Beamter und Richter veran-
schlagten Mitteln produktplanübergreifend einen
Ausgleich vorzunehmen. 

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haus-
haltsdeckung dienen, nicht erzielt werden, sind die
Verantwortlichen verpflichtet, entsprechende Mehr-
einnahmen oder Minderausgaben an anderer Stelle
nachzuweisen. Die Senatorin für Finanzen wird er-
mächtigt, das Verfahren zu regeln. 

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebunde-
ner Einnahmen, außer bei Kreditaufnahmen, dürfen
die entsprechenden Ausgaben nach Maßgabe der von
der Senatorin für Finanzen einzurichtenden Titel über-
oder außerplanmäßig geleistet werden. 

(7) Bei der Nutzungsüberlassung von Grund-
stücken und Grundstücksteilen darf mit Zustimmung
der Senatorin für Finanzen von den Vorschriften des 
§ 63 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 3 der Landeshaus-
haltsordnung abgewichen werden. 

(8) Erstattungen von Bediensteten für die geneh-
migte private Nutzung von Geräten und Einrichtun-
gen dürfen von den Ausgaben abgesetzt werden. 

(9) Die Gewährung von Prämien und Zulagen nach
der Bremischen Verordnung über die Gewährung von
Prämien und Zulagen für besondere Leistungen kann
nur im Rahmen der Personalbudgets erfolgen. Zur Si-
cherstellung einer gleichmäßigen Gewährung von
Prämien und Zulagen kann ein Ausgleich im jeweili-
gen Produktplan hergestellt werden. 
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(10) Die in den Jahren 1999 bis 2017 im Sinne von 
§ 14a des Bundesbesoldungsgesetzes zur Sicherung
der Versorgungsaufwendungen in ein Sondervermö-
gen abzuführenden Besoldungsanteile sind innerhalb
der Personalbudgets darzustellen. 

(11) Die infolge der Bewilligung von Altersteilzeit in
Form des Blockmodells bei unabweisbaren Bedarfen
von den für eine Produktgruppe Verantwortlichen im
Sinne von § 6 Abs. 1 Nr. 4 zusätzlich ausgebrachten re-
finanzierten Planstellen und Stellen dürfen erst ab Be-
ginn der Freistellungsphase in Anspruch genommen
werden. Für die Wiederbesetzung durch Absolventen
interner Ausbildungsgänge kann die Inanspruchnahme
zum Zeitpunkt der Übernahme erfolgen. 

(12) Im Zusammenhang mit der Altersteilzeit in Form
des Blockmodells absehbare Wiederbesetzungsbedarfe
werden im Rahmen der Personalplanung bei der spar-
tenbezogenen Auflösung der zunächst global in den
Haushalten veranschlagten Mittel für neue Ausbil-
dungsjahrgänge berücksichtigt. 

(13) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, im
Falle außerordentlicher Inanspruchnahme in Haft-
pflichtfällen, die nicht aus in der Haushaltsstelle
3992/681 50-0, Schadenersatzleistungen bei Haft-
pflichtfällen, veranschlagten Mitteln finanziert wer-
den kann, bis zur Endabrechnung über den Haft-
pflichtschadenausgleich der Deutschen Großstädte
vorschussweise Zahlungen zu leisten, die im Rahmen
der Ermächtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten
nach § 13 Abs. 5 zu finanzieren sind. 

§ 15 

Kosten- und Leistungsrechnung 

Die mit der Durchführung der Kosten- und Leis-
tungsrechnung beauftragten Personen stellen die Ein-
richtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die für diesen
Zweck notwendigen Datenbestände des Rechnungs-
wesens einzusehen und zu verarbeiten. 

§ 16 

Zuwendungsempfänger 

Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für
Zuwendungen nach § 23 der Landeshaushaltsordnung
zur institutionellen Förderung dürfen nur mit der Auf-
lage bewilligt werden, dass der Zuwendungsempfän-
ger seine Beschäftigten nicht besser stellt als ver-
gleichbare Beschäftigte der bremischen Verwaltung;
vorbehaltlich einer abweichenden tarifvertraglichen
Regelung dürfen deshalb keine günstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie für Beschäf-
tigte der bremischen Verwaltung jeweils vorgesehen
sind. Entsprechendes gilt für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung, wenn die Gesamtausgaben des Zu-

wendungsempfängers überwiegend aus öffentlichen
Mitteln finanziert werden. Die Senatorin für Finanzen
wird ermächtigt, ein Regelwerk für unabweisbare
Ausnahmen zu erlassen. 

§ 17 

Bürgschaften, Garantien, sonstige Gewährleistungen 

(1) Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt,
Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewährleis-
tungen in folgender Höhe zu übernehmen: 

1. zur Förderung von Verkehrsbetrieben bis zu 
52 000 000 Euro, 

2. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer
Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH bis
zur Höhe von 103 000 000 Euro, 

3. im Übrigen bis zu 300 000 000 Euro, 

4. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt
Bremen (Stadtgemeinde) und von Zuwendungs-
empfängern der Freien Hansestadt Bremen (Stadt-
gemeinde) aus der Haftung für Leihgaben im
Bereich Kunst und Kultur bis zu 310 000 000 Euro; 

die Senatorin für Finanzen darf die Ermächtigung
nach Nr. 1 bis 4 an eine Gesellschaft übertragen. 

(2) Gewährleistungen, die nicht in Euro übernom-
men werden, sind zu dem Mittelkurs, der vor Ausferti-
gung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt wor-
den ist, auf den Höchstbetrag anzurechnen. 

(3) Bürgschaften, Garantien oder sonstige Gewähr-
leistungen für Kredite, die im laufenden Haushaltsjahr
übernommen und zurückgeführt worden sind, sind
nicht auf die Höchstbeträge abzurechnen. Das gilt
auch für Haftungsübernahmen gemäß der Ermächti-
gung des Absatzes 1 Nr. 4. 

(4) Darüber hinaus wird die Senatorin für Finanzen
ermächtigt, ab dem 1. Januar 2010 bis zur Verkün-
dung des Haushaltsgesetzes 2010 Bürgschaften, Ga-
rantien oder sonstige Gewährleistungen bis zur Hälfte
der in Absatz 1 für das Haushaltsjahr 2009 festgesetz-
ten Höchstbeträge zu übernehmen. 

§ 18 

Technische Ermächtigungen 

Die Senatorin für Finanzen wird ermächtigt, im
Haushalts-, Produktgruppen- oder Stellenplan not-
wendige technische Anpassungen vorzunehmen. 

§ 19 

Inkrafttreten 

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 

Bremen, den 15. April 2008

Der Senat



Nr. 19 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 109



110 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 Nr. 19



Nr. 19 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 111



112 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 Nr. 19



Nr. 19 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 113



114 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 Nr. 19



Nr. 19 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 115



116 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 28. April 2008 Nr. 19

Herausgegeben von der Senatskanzlei Bremen, Rathaus – Verlag: Carl Ed. Schünemann KG, Bremen, II. Schlachtpforte 7,
Druck: Girzig+Gottschalk, Hannoversche Straße 64, Bremen


	Freie Hansestadt Bremen (Land)
 2008
	Freie Hansestadt Bremen (Land)
 2009
	Gesamtpläne der Freien Hansestadt Bremen (Land) 2008/2009 
	Freie Hansestadt Bremen (Stadt)
 2008 
	Freie Hansestadt Bremen (Stadt)
 2009
	Gesamtpläne der Freien Hansestadt Bremen (Stadt)   2008/2009 

